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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG Nr. 239/96 DER KOMMISSION
vom 8 . Februar 1996

zur Festsetzung des Umfangs, in dem die im Januar 1996 für frisches, gekühltes
oder gefrorenes Rindfleisch gestellten Einfuhrlizenzanträge gemäß den
Europäischen Abkommen zwischen der Gemeinschaft und der Republik Polen ,
der Republik Ungarn, der Tschechischen Republik, der Slowakei , Bulgarien und

Rumänien genehmigt werden können

blik, der Slowakei, Bulgarien und Rumänien zwischen
dem 1 . Januar und dem 30 . Juni 1996 zu Sonderbedin­
gungen eingeführt werden können. Angesichts der
Mengen , die sie betreffen , kann den Anträgen auf Ertei­
lung von Einfuhrlizenzen vollständig stattgegeben
werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1942/95 der
Kommission vom 4. August 1995 mit Durchführungsbe­
stimmungen für den Zeitraum vom 1 . Juli 1995 bis 30 .
Juni 1996 betreffend die Zollkontingente für Rindfleisch ,
die in den zwischen den Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen, der
Republik Ungarn, der Tschechischen Republik, der
Slowakischen Republik, Bulgarien und Rumänien
andererseits geschlossenen Europa-Abkommen vorge­
sehen sind ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2416/95 (2), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit Artikel 1 Absätze 1 , 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr.
1942/95 wurde festgelegt, wieviel frisches, gekühltes oder
gefrorenes Rindfleisch mit Ursprung in der Republik
Polen, der Republik Ungarn, der Tschechischen Repu­

Artikel 1

Den für den Zeitraum vom 1 . Januar bis 30 . Juni 1996
im Rahmen der Einfuhrkontingente gemäß der in Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1942/95
gestellten Anträgen auf Erteilung von Einfuhrlizenzen
wird vollständig stattgegeben .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 10 . Februar 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teile» verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8 . Februar 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 186 vom 5. 8 . 1995, S. 30 .
2 ABl . Nr. L 248 vom 14. 10 . 1995, S. 28 .
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VERORDNUNG (EG) Nr. 240/96 DER KOMMISSION
vom 31 . Januar 1996

zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Techno­
logietransfer-Vereinbarungen

(Text von Bedeutung für den EWR)

Österreichs, Finnlands und Schwedens, Gebrauch
gemacht.

(3) Es empfiehlt sich, den Anwendungsbereich der
genannten Gruppenfreistellungen in einer einzigen
Verordnung über Technologietransfervereinba­
rungen zu erfassen und die für Patentlizenz- und
Know-how-Vereinbarungen geltenden Bestim­
mungen so weit wie möglich zu harmonisieren und
zu vereinfachen, um die Verbreitung technischer
Kenntnisse in der Gemeinschaft und die Herstel­
lung technisch verbesserter Produkte zu fördern .
Die Verordnung (EWG) Nr. 556/89 ist deshalb
aufzuheben .

(4) Diese Verordnung muß daher sowohl für Lizenzen
über nationale Patente der Mitgliedstaaten als auch
für Lizenzen über Gemeinschaftspatente (*) und
europäische Patente Q (reine Patentlizenzen) gelten .
Sie ist außerdem auf Lizenzvereinbarungen über
nicht patentgeschützte technische Kenntnisse (z . B.
in Form von Beschreibungen von Herstellungsver­
fahren, Rezepten, Formeln, Mustern oder Zeich­
nungen), allgemein als Know-how bezeichnet
(reine Know-how-Vereinbarungen), sowie auf
gemischte Patentlizenz- und Know-how-Vereinba­
rungen (gemischte Vereinbarungen) anzuwenden .
Letztere gewinnen für den Technologietransfer
zunehmend an Bedeutung. Einige der in dieser
Verordnung verwendeten Begriffe sind in Artikel
10 definiert .

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates
vom 2. März 1965 über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen ('),
zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt Öster­
reichs, Finnlands und Schwedens, insbesondere auf
Artikel 1 ,

nach Veröffentlichung des Verordnungsentwurfs (2),

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell­
und Monopolfragen ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

( 1 ) Die Kommission ist nach der Verordnung Nr.
19/65/EWG ermächtigt, durch Verordnung Artikel
85 Absatz 3 EG-Vertrag auf bestimmte unter
Artikel 85 Absatz 1 fallende Gruppen von Ver­
einbarungen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen anzuwenden, welche Beschrän­
kungen enthalten , die im Zusammenhang mit dem
Erwerb oder der Nutzung von gewerblichen
Schutzrechten — insbesondere von Patenten ,
Gebrauchsmustern, Geschmacksmustern oder
Warenzeichen — oder im Zusammenhang mit den
Rechten aus einem Vertrag zur Übertragung oder
Gebrauchsüberlassung von Herstellungsverfahren
oder von zum Gebrauch und zur Anwendung von
Betriebstechniken dienenden Kenntnissen aufer­
legt sind.

(2) Die Kommission hat von dieser Ermächtigung
durch den Erlaß der Verordnungen (EWG) Nr.
2349/84 vom 23 . Juli 1984 über die Anwendung
von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen
von Patentlizenzvereinbarungen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2131 /95 (4), und
(EWG) Nr. 556/89 vom 30 . November 1988 zur
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages
auf Gruppen von Know-how-Vereinbarungen (*),
zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt

(5) Patentlizenz- und Know-how-Vereinbarungen sind
Vereinbarungen, in denen ein Unternehmen, das
Inhaber eines Patents oder nicht patentgeschützter
technischer Kenntnisse ist (Lizenzgeber), einem
anderen Unternehmen (Lizenznehmer) die
Nutzung des lizenzierten Patents gestattet oder ihm
sein Know-how zum Zwecke der Herstellung, des
Gebrauchs und des Inverkehrbringens mitteilt .
Aufgrund der bisherigen Erfahrungen läßt sich eine
Gruppe von Lizenzvereinbarungen für das Gesamt­
gebiet oder einen Teil des Gemeinsamen Marktes
bestimmen, die zwar unter das Verbot des Artikels
85 Absatz 1 fallen können, für die jedoch die Vor­
aussetzungen des Artikels 85 Absatz 3 regelmäßig
als erfüllt angesehen werden können, sofern die

(') ABl . Nr. 36 vom 6. 3 . 1965, S. 533/65.
(2) ABl . Nr. C 178 vom 30 . 6 . 1994, S. 3 .
(3) ABl . Nr. L 219 vom 16. 8 . 1984, S. 15 .
(4) ABl . Nr. L 214 vom 8 . 9 . 1995, S. 6 .
(4 ABl. Nr. L 61 vom 4. 3 . 1989, S. 1 .

(6) Ubereinkommen über das europäische Patent für den Ge­
meinsamen Markt (Gemeinschaftspatentübereinkommen) vom
15. Dezember 1975 (ABl . Nr. L 17 vom 26. 1 . 1976, S. 1 ).

(^ Ubereinkommen über die Erteilung europäischer Patente vom
5. Oktober 1973 .
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Anwendungsbereich dieser Verordnung auszu­
schließen sind auch Vereinbarungen über die
Mitteilung von Vermarktungs-Know-how, die im
Rahmen von Franchise-Verträgen geschlossen
werden , und bestimmte Lizenzvereinbarungen, die
in Verbindung mit Vereinbarungen über Gemein­
schaftsunternehmen oder Patentgemeinschaften
oder Abreden getroffen werden, bei denen eine
Lizenz im Austausch gegen andere Lizenzen erteilt
wird, die sich nicht auf Verbesserungen oder neue
Anwendungen der überlassenen Technologie
beziehen . Solche Vereinbarungen werfen andere
Probleme auf, die sich derzeit nicht in einer
einzigen Verordnung regeln lassen (Artikel 5).

Patente für die Verwirklichung des Zwecks der
durch eine gemischte Vereinbarung überlassenen
Technologie notwendig sind oder sofern das lizen­
zierte Know-how unabhängig davon, ob es mit den
Patenten verbunden oder selbständig ist, geheim,
wesentlich und in einer geeigneten Form identifi­
ziert ist. Diese Qualifizierungsmerkmale sollen
lediglich sicherstellen, daß das lizenzierte
Know-how oder das lizenzierte Patent die Grup­
penfreistellung für wettbewerbsbeschränkende
Verpflichtungen rechtfertigt. Das Recht der
Vertragspartner, andere Verpflichtungen wie etwa
die Pflicht zur Zahlung von Lizenzgebühren in den
Vertrag aufzunehmen, selbst wenn die Gruppen­
freistellung nicht mehr gilt, bleibt hiervon unbe­
rührt.

(6) Der Anwendungsbereich dieser Verordnung ist auf
reine oder gemischte Vereinbarungen auszudehnen ,
die eine Lizenz über andere Rechte des geistigen
Eigentums als Patente enthalten (insbesondere
Warenzeichen- und Geschmacksmusterrechte,
Urheberrechte — z. B. Software), und wenn eine
solche zusätzliche Lizenz zur Verwirklichung des
Zwecks der überlassenen Technologie beiträgt und
lediglich Nebenbestimmungen enthält .

(9) Aufgrund der Ähnlichkeit zwischen Veräußerung
und ausschließlicher Lizenz und um zu verhindern ,
daß die Verordnung dadurch umgangen wird, daß
die Erteilung wettbewerbsbeschränkender
ausschließlicher Lizenzen als Veräußerung ausge­
geben wird, muß diese Verordnung auch für Ver­
einbarungen über die Veräußerung und den Erwerb
von Patenten oder Know-how gelten , soweit das
Risiko der wirtschaftlichen Verwertung beim
Veräußerer verbleibt. Sie muß auch dann gelten ,
wenn der Lizenzgeber nicht Inhaber des Patents
oder des Know-hows ist, aber vom Rechtsinhaber
zur Erteilung der Lizenz ermächtigt ist, insbeson­
dere bei Unterlizenzen . Sie muß ferner auf Lizenz­
vereinbarungen anwendbar sein , in denen Rechte
oder Pflichten der Vertragspartner von mit ihnen
verbundenen Unternehmen übernommen werden
(Artikel 6).

(7) Enthalten solche reinen oder gemischten Lizenz­
vereinbarungen nicht nur Verpflichtungen für
Gebiete innerhalb des Gemeinsamen Marktes,
sondern auch für Drittländer, so schließt dies die
Anwendbarkeit dieser Verordnung auf die
Verpflichtungen, die sich auf Gebiete innerhalb des
Gemeinsamen Marktes beziehen, nicht aus . Sind
mit den Lizenzvereinbarungen für Drittländer oder
für Gebiete, die die Grenzen der Gemeinschaft
überschreiten, Wirkungen innerhalb des Gemein­
samen Marktes verbunden, die unter das Verbot des
Artikels 85 Absatz 1 fallen können, so gilt diese
Verordnung für sie in der gleichen Weise, wie sie
auch für Vereinbarungen gilt, die Gebiete inner­
halb des Gemeinsamen Marktes betreffen .

( 10) Vereinbarungen über ausschließliche Lizenzen ,
d. h . Vereinbarungen , in denen sich der Lizenz­
geber verpflichtet, die überlassene Technologie im
Vertragsgebiet nicht selbst zu nutzen und dort
keine weitere Lizenz zu vergeben, sind als solche
unter Berücksichtigung des Forschungsaufwands,
der Intensivierung des Wettbewerbs, vor allem des
Markenwettbewerbs, und der größeren Wett­
bewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen, die
mit der Verbreitung von Innovationen in der
Gemeinschaft einhergehen, nicht unvereinbar mit
Artikel 85 Absatz 1 , wenn eine neue Technologie
im Vertragsgebiet eingeführt und geschützt werden
soll . Soweit derartige Vereinbarungen unter Artikel
85 Absatz 1 fallen können, sollten auch diese Ver­
einbarungen in Artikel 1 aufgenommen werden ,
damit sie in den Genuß der Freistellung gelangen .

(8 ) Im Interesse des Technologietransfers und der
Verbesserung der Produktion ist die Anwendbarkeit
dieser Verordnung davon abhängig zu machen, daß
der Lizenznehmer das Lizenzerzeugnis selbst
herstellt oder für eigene Rechnung herstellen läßt
oder im Fall einer Dienstleistung die Leistung
selbst erbringt oder für eigene Rechnung erbringen
läßt, unabhängig davon, ob er auch dazu berechtigt
ist, vertrauliche Informationen des Lizenzgebers für
die Werbung und den Vertrieb des Lizenzerzeug­
nisses zu nutzen . Vom Anwendungsbereich dieser
Verordnung auszuschließen sind daher Vereinba­
rungen, die nur den Vertrieb betreffen . Vom

( 11 ) Die Freistellung von Ausfuhrverboten für den
Patenzlizenzgeber und seine Lizenznehmer greift
möglichen Weiterentwicklungen der Rechtspre­
chung des Gerichtshofs im Hinblick auf die Artikel
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30 bis 36 und 85 Absatz 1 nicht vor. Dies gilt
insbesondere für das dem Lizenznehmer auferlegte
Verbot, das lizenzierte Erzeugnis in den Gebieten
anderer Lizenznehmer zu vertreiben (passiver Wett­
bewerb).

Gebieten der anderen Lizenznehmer nicht in
Verkehr zu bringen (Verbot des aktiven und
passiven Wettbewerbs). Dies gilt unabhängig davon,
ob in den betroffenen Gebieten die überlassene
Technologie ausschließlich aus Know-how, aus
Patenten oder aus Know-how und Patenten besteht.

( 12) Die in Artikel 1 genannten Verpflichtungen tragen
im allgemeinen zur Verbesserung der Produktion
und zur Förderung des technischen Fortschritts bei .
Sie erhöhen die Bereitschaft der Patent- oder
Know-how-Inhaber zur Erteilung von Lizenzen
und geben den Lizenznehmern einen Anreiz, in
die Herstellung, die Benutzung, den Vertrieb eines
neuen Produkts oder die Benutzung eines neuen
Verfahrens zu investieren . Für Gebiete, in denen
das Lizenzerzeugnis durch Patente geschützt ist,
können solche Verpflichtungen im Rahmen der
Verordnung für die gesamte Laufzeit dieser Patente
zugelassen werden .

(13) Da es schwierig ist, den Zeitpunkt zu bestimmen,
in welchem ein Know-how seinen geheimen
Charakter verliert, sollte im Hinblick auf die
Vertragsgebiete, in denen die überlassene Techno­
logie nur aus Know-how besteht, die Geltung der
erwähnten Verpflichtungen auf eine bestimmte
Anzahl von Jahren befristet werden . Um eine
ausreichende Schutzdauer sicherzustellen, sollte die
Frist mit dem Tage beginnen, an welchem das
Lizenzerzeugnis zum ersten Mal von einem Lizenz­
nehmer in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht
wird.

( 16) Die Freistellung des Gebietsschutzes sollte die
gesamte Dauer der genehmigten Zeiträume
umfassen, solange die notwendigen Patente
bestehen oder solange das Know-how geheim und
wesentlich bleibt . Die Partner einer gemischten
Patentlizenz- und Know-how-Vereinbarung sollten
die längere der Schutzfristen in Anspruch nehmen
können, die in einem bestimmten Gebiet für das
Patent oder das Know-how gelten .

( 17) Die Verpflichtungen in Artikel 1 erfüllen im allge­
meinen auch die übrigen Voraussetzungen für die
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 . Die
Verbraucher erhalten in der Regel einen angemes­
senen Anteil am Gewinn , der sich aus einer
Verbesserung der Marktversorgung ergibt . Um diese
Wirkung sicherzustellen, ist die Anwendung von
Artikel 1 auszuschließen, wenn die Vertragspartner
vereinbaren , der Nachfrage von Verbrauchern oder
Wiederverkäufern aus ihrem jeweiligen Gebiet, die
an ausländische Abnehmer liefern wollen , nicht zu
entsprechen, oder sind andere Maßnahmen zu
treffen, um Paralleleinfuhren zu verhindern . So
umschrieben, enthalten die genannten Verpflich­
tungen nur die für die Erreichung ihrer Ziele uner­
läßlichen Beschränkungen .

(1 8) Es ist zweckmäßig, in der vorliegenden Verordnung
eine Anzahl von Verpflichtungen aufzuführen , die
in Lizenzvereinbarungen häufig enthalten , jedoch
in der Regel nicht wettbewerbsbeschränkend sind,
um auch diesen den Rechtsvorteil der Gruppenfrei­
stellung für den Fall zu gewähren, daß sie aufgrund
besonderer wirtschaftlicher oder rechtlicher
Umstände unter Artikel 85 Absatz 1 fallen . Die
Aufzählung in Artikel 2 ist nicht erschöpfend .

( 19) In dieser Verordnung ist außerdem anzugeben,
welche Beschränkungen oder Bestimmungen in
Lizenzvereinbarungen nicht enthalten sein dürfen ,
damit die Gruppenfreistellung für sie in Anspruch
genommen werden kann . Die in Artikel 3
genannten Beschränkungen können unter das
Verbot des Artikels 85 Absatz 1 fallen . Bei ihnen
läßt sich, obwohl sie mit dem Technologietransfer
zusammenhängen, nicht allgemein vermuten, daß
sie zu den von Artikel 85 Absatz 3 geforderten
positiven Wirkungen führen , wie dies für eine
Gruppenfreistellung erforderlich wäre . Vereinba­
rungen, die derartige Beschränkungen enthalten ,
können daher nur im Einzelfall unter Berücksichti­
gung insbesondere der Marktstellung der betei­
ligten Unternehmen und des Konzentrationsgrades
des Marktes freigestellt werden .

( 14) Eine längere Freistellung gemäß Artikel 85 Absatz
3 für den Gebietsschutz im Rahmen von Know­
how-Vereinbarungen, insbesondere mit dem Ziel,
aufwendige und risikoreiche Investitionen zu
schützen, oder für den Fall, daß die Vertragspartner
zum Zeitpunkt der Lizenzerteilung nicht mitein­
ander im Wettbewerb standen, kann nur eine
Einzelfallentscheidung vorsehen . Den Vertragspart­
nern steht es darüber hinaus frei , ihre Vereinbarung
zwecks Verwertung etwaiger Verbesserungserfin­
dungen zu verlängern oder zusätzliche Gebühren
vorzusehen . In solchen Fällen kann jedoch ein
neuer Gebietsschutz erst ab dem Zeitpunkt, in
welchem für die geheimen Verbesserungen in der
Gemeinschaft eine Lizenz erteilt worden ist, und
auch nur im Wege einer Einzelfreistellung gewährt
werden . Sollte die Suche nach Verbesserungen zu
Innovationen führen, die sich von der überlassenen
Technologie unterscheiden, so können die
Vertragspartner eine neue Vereinbarung treffen ,
welche in den Genuß der Freistellung nach dieser
Verordnung gelangt.

( 15) Freizustellen ist auch die Verpflichtung des Lizenz­
nehmers, das Lizenzerzeugnis nach dessen erstem
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft während
eines auf einige Jahre begrenzten Zeitraums in den
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(20) Die Verpflichtungen des Lizenznehmers, die über­
lassene Technologie nach Ablauf der Vereinbarung
nicht mehr zu nutzen, (Artikel 2 Absatz 1 Nummer
3) und die von ihm vorgenommenen Verbesse­
rungen dem Lizenzgeber zugänglich zu machen
(Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4) beschränken im
allgemeinen nicht den Wettbewerb. Ein nachver­
tragliches Nutzungsverbot kann als ein normaler
Bestandteil der Lizenz angesehen werden, da der
Lizenzgeber sonst gezwungen wäre, sein Know-how
oder seine Patente auf unbegrenzte Zeit zu über­
lassen, was den Technologietransfer behindern
könnte . Die Verpflichtung des Lizenznehmers, dem
Lizenzgeber eine Lizenz für Verbesserungen am
lizenzierten Know-how und/oder Patent zu
erteilen , stellt keine Wettbewerbsbeschränkung dar,
wenn der Lizenznehmer vertraglich befugt ist, an
zukünftigen Erkenntnissen und Erfindungen des
Lizenzgebers teilzuhaben . Eine Wettbewerbsbe­
schränkung liegt hingegen dann vor, wenn die
Vereinbarung den Lizenznehmer verpflichtet, seine
Rechte an den Verbesserungen, die er an den über­
lassenen Technologie vorgenommen hat, an den
Lizenzgeber abzutreten (Artikel 3 Nummer 6).

(23) Klauseln über die Aufteilung des Kundenkreises in
ein und demselben technischen Anwendungsbe­
reich oder Produktmarkt — wie etwa das Verbot,
bestimmte Kundenkategorien zu beliefern oder
Bestimmungen gleicher Wirkung — haben zur
Folge , daß die Vereinbarung von der Gruppenfrei­
stellung ausgeschlossen bleibt, sofern die Vertrags­
partner bei den Lizenzerzeugnissen miteinander in
Wettbewerb stehen (Artikel 3 Nummer 4). Werden
derartige Beschränkungen zwischen Unternehmen
vereinbart, die nicht miteinander im Wettbewerb
stehen, so unterliegt die Vereinbarung einer Einzel­
prüfung im Rahmen des Widerspruchverfahrens .
Artikel 3 ist nicht anwendbar, wenn eine Patent­
oder Know-how-Lizenz erteilt wird, um einem
Kunden eine zweite Lieferquelle zu verschaffen . In
diesem Fall bildet das dem zweiten Lizenznehmer
auferlegte Verbot, andere als den betreffenden
Kunden zu beliefern, eine unerläßliche Vorausset­
zung für die Erteilung der zweiten Lizenz, weil
hierdurch keine unabhängige Versorgungsquelle
auf dem Markt geschaffen werden soll . Entspre­
chendes gilt für eine Beschränkung der Mengen,
die der Lizenznehmer dem betreffenden Kunden
liefern darf (Artikel 2 Absatz 1 Nummer 13).

(21 ) Die Liste derjenigen Klauseln, welche der Freistel­
lung nicht entgegenstehen, enthält außerdem die
Verpflichtung des Lizenznehmers, die Lizenge­
bühren bis zum Ende der Vereinbarung weiterzu­
zahlen, unabhängig davon, ob das überlassene
Know-how durch Handlungen Dritter oder des
Lizenznehmers selbst offenkundig geworden ist
(Artikel 2 Absatz 1 Nummer 7). Aus Gründen der
Zahlungserleichterung, muß es den Vertragspart­
nern freistehen, die Gebühren für die Nutzung der
überlassenen Technologie, insbesondere durch die
Festsetzung niedrigerer Sätze, auf einen die
Geltungsdauer der lizenzierten Patente überschrei­
tenden Zeitraum zu verteilen . In der Regel
brauchen die Vertragspartner nicht vor den abseh­
baren finanziellen Folgen einer freiwillig geschlos­
senen Vereinbarung geschützt zu werden . Sie
sollten deshalb die Freiheit haben, die angemes­
sene Methode zur Finanzierung des Technologie­
transfers sowie die Art und Weise der Risikovertei­
lung selbst zu bestimmen . Wird jedoch mit Hilfe
der Gebührenberechnung eine der in Artikel 3
dieser Verordnung aufgezählten Beschränkungen
herbeigeführt, so kommt die Vereinbarung für eine
Gruppenfreistellung nicht in Betracht .

(24) Neben den bereits erwähnten Klauseln enthält die
Liste der mit der Gruppenfreistellung unverein­
baren Beschränkungen auch solche hinsichtlich
des Verkaufspreises des Lizenzerzeugnisses und der
zu produzierenden oder abzusetzenden Mengen,
weil der Lizenznehmer dadurch in der Nutzung der
überlassenen Technologie stark beschränkt wird
und weil insbesondere mengenmäßige Beschrän­
kungen dieselbe Wirkung haben können wie
Ausfuhrverbote (Artikel 3 Nummern 1 und 5). Dies
gilt nicht in den Fällen, in denen eine Lizenz zur
Nutzung der Technologie in bestimmten Produk­
tionsanlagen erteilt wird und dem Lizenznehmer
sowohl eine spezielle Technologie für die Errich­
tung, den Betrieb und die Wartung dieser Anlagen
überlassen als auch die Erlaubnis gegeben wird, die
Kapazität dieser Anlagen zu erhöhen oder weitere
Anlagen für den eigenen Gebrauch zu normalen
Geschäftsbedingungen zu errichten . Der Lizenz­
geber ist allerdings berechtigt, den Lizenznehmer
daran zu hindern , die ihm überlassene Technologie
zur Errichtung von Anlagen für Dritte zu
verwenden, da der Zweck der Vereinbarung nicht
darin besteht, anderen Herstellern Zugang zur
Technologie des Lizenzgebers zu gewähren , solange
letztere geheim oder patentrechtlich geschützt ist
(Artikel 2 Absatz 1 Nummer 12).

(22) Die Verpflichtung des Lizenznehmers, die Nutzung
der überlassenen Technologie auf einen oder
mehrere technische Anwendungsbereiche („field of
use") oder Produktmärkte zu beschränken, fällt
ebenfalls nicht unter Artikel 85 Absatz 1 , weil der
Lizenzgeber das Recht hat, seine Technologie nur
für einen begrenzten Zweck weiterzugeben (Artikel
2 Absatz 1 Nummer 8).

(25) Vereinbarungen, die nicht ohne weiteres unter die
Gruppenfreistellung fallen , weil sie Bestimmungen
enthalten, die durch die Verordnung nicht
ausdrücklich freigestellt, aber von der Freistellung
auch nicht ausdrücklich ausgeschlossen werden ,
was unter anderem für die in Artikel 4 Absatz 2
genannten Bestimmungen gilt, werden unter
bestimmten Voraussetzungen gleichwohl für die
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Anwendung des Artikels 85 Absatz 3 in Betracht
kommen . Die Kommission kann auf Grund der
Angaben, welche die Unternehmen ihr nach den
Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 3385/94 der
Kommission (') zu erteilen haben, rasch feststellen,
ob dies im Einzelfall zutrifft. Die Kommission
kann die Unternehmen von allen, im Formblatt
A/B geforderten Angaben befreien, deren Beibrin­
gung ihr nicht erforderlich erscheint. Im allge­
meinen wird sich die Kommission mit der Über­
mittlung des vollständigen Wortlauts des Lizenz­
vertrages sowie mit einer Schätzung der Markt­
struktur und des Marktanteils des Lizenznehmers
begnügen, die auf sofort erhältlichen Informa­
tionen beruht. Es ist deshalb vorzusehen, daß derar­
tige Vereinbarungen daher in den Genuß der Frei­
stellung gelangen, wenn sie bei der Kommission
angemeldet werden und die Kommission innerhalb
einer bestimmten Frist keine Einwände gegen die
Freistellung erhebt.

(26) Falls durch diese Verordnung freigestellte Ver­
einbarungen gleichwohl Wirkungen haben , die mit
Artikel 85 Absatz 3 unvereinbar sind, so kann die
Kommission den Rechtsvorteil der Gruppenfrei­
stellung entziehen . Dies kommt insbesondere in
Betracht, wenn die Lizenzprodukte im Lizenzgebiet
keinem wirksamen Wettbewerb ausgesetzt sind
(Artikel 7). Eine solche Lage kann eintreten, wenn
der Lizenznehmer eine starke Marktstellung besitzt.
Bei der Beurteilung der Wettbewerbsbedingungen
wird die Kommission ihr besonderes Augenmerk
auf Märkte richten, in denen der Lizenznehmer
einen Anteil von mehr als 40 % der Gesamtheit
der Lizenzprodukte und aller weiteren Erzeugnisse
oder Dienstleistungen, welche der Verbraucher auf
Grund ihrer Eigenschaften , ihres Preises und ihres
Verwendungszwecks als untereinander austauschbar
oder substituierbar betrachtet, auf sich vereinigt .

(27) Vereinbarungen, welche die Voraussetzungen der
Artikel 1 und 2 erfüllen und keine weiteren Wett­
bewerbsbeschränkungen bezwecken oder bewirken ,
brauchen nicht mehr angemeldet zu werden . Die
Unternehmen sind jedoch weiterhin berechtigt, im
Einzelfall auf Grund der Verordnung Nr. 17 des
Rates (2), zuletzt geändert durch die Akte über den
Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens, ein
Negativattest oder eine Freistellungserklärung
gemäß Artikel 85 Absatz 3 zu beantragen . Sie
können ihre Vereinbarungen, in denen der Lizenz­
geber sich verpflichtet, im Lizenzgebiet keine
weiteren Lizenzen zu erteilen , insbesondere dann
anmelden, wenn der Marktanteil des Lizenzneh­
mers tatsächlich oder möglicherweise oberhalb von
40 % liegt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

( 1 ) Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages wird gemäß
Artikel 85 Absatz 3 und unter den in dieser Verordnung

genannten Voraussetzungen für nicht anwendbar erklärt
auf reine Patentlizenz- oder Know-how-Vereinbarungen
sowie auf gemischte Patentlizenz- und Know-how-Ver­
einbarungen und Vereinbarungen mit Nebenbestim­
mungen über andere Rechte des geistigen Eigentums als
Patente, an denen nur zwei Unternehmen beteiligt sind
und die eine oder mehrere der folgenden Verpflichtungen
enthalten :

1 . die Verpflichtung des Lizenzgebers, anderen Unter­
nehmen die Nutzung der überlassenen Technologie
im Vertragsgebiet nicht zu gestatten ;

2. die Verpflichtung des Lizenzgebers, die überlassene
Technologie im Vertragsgebiet nicht selbst zu nutzen ;

3 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, die überlassene
Technologie nicht im Gebiet des Lizenzgebers inner­
halb des Gemeinsamen Marktes zu nutzen ;

4. die Verpflichtung des Lizenznehmers, in Vertragsge­
bieten anderer Lizenznehmer innerhalb des Gemein­
samen Marktes die Herstellung oder den Gebrauch des
Lizenzerzeugnisses oder den Gebrauch des in der
Vereinbarung bezeichneten Verfahrens zu unterlassen ;

5 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, in Vertragsge­
bieten anderer Lizenznehmer innerhalb des Gemein­
samen Marktes für das Lizenzerzeugnis keine aktive
Vertriebspolitik, insbesondere keine eigens auf diese
Gebiete ausgerichtete Werbung zu betreiben, dort
keine Niederlassung einzurichten und keine Ausliefe­
rungslager zu unterhalten ;

6 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, das Lizenzer­
zeugnis auch auf von ihm nicht veranlaßte Lieferan­
fragen in Vertragsgebieten anderer Lizenznehmer
innerhalb des Gemeinsamen Marktes nicht in Verkehr
zu bringen ;

7. die Verpflichtung des Lizenznehmers, zur Kennzeich­
nung des Lizenzerzeugnisses während der Dauer der
Gültigkeit der Vereinbarung ausschließlich die vom
Lizenzgeber bestimmte Marke oder die von ihm
bestimmte Aufmachung zu verwenden, sofern der
Lizenznehmer nicht daran gehindert wird, auf seine
Eigenschaft als Hersteller des Lizenzerzeugnisses
hinzuweisen ;

8 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, die Herstellung
des Lizenzerzeugnisses auf die Mengen zu
beschränken , die er zur Herstellung seiner eigenen
Erzeugnisse braucht, und das Lizenzerzeugnis nur als
integralen Bestandteil der eigenen Erzeugnisse oder als
Ersatzteil für sie oder sonst in Verbindung mit dem
Verkauf der eigenen Erzeugnisse zu veräußern, sofern
diese Mengen allein vom Lizenznehmer festgesetzt
werden .

(2) Bei reinen Patentlizenzvereinbarungen werden die
in Absatz 1 genannten Verpflichtungen nur soweit und
solange freigestellt, wie das Lizenzerzeugnis im Gebiet des
Lizenznehmers (Absatz 1 Nummern 1 , 2, 7 und 8), des
Lizenzgebers (Absatz 1 Nummer 3) und der anderenC ) ABl . Nr. L 377 vom 31 . 12. 1994, S. 28 .11) ABl . Nr. 13 vom 21 . 2. 1962, S. 204/62.
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Artikel 2Lizenznehmer (Absatz 1 Nummern 4 und 5) durch paral­
lele Patente geschützt ist. Die Freistellung der in Absatz 1
Nummer 6 genannten Verpflichtung wird für einen Zeit­
raum von höchstens fünf Jahren ab dem ersten Inver­
kehrbringen des Erzeugnisses innerhalb des Gemein­
samen Marktes durch einen der Lizenznehmer gewährt,
soweit und solange das Erzeugnis in den betreffenden
Gebieten durch parallele Patente geschützt ist.

(3) Bei reinen Know-how-Vereinbarungen wird die
Freistellung der in Absatz 1 Nummern 1 bis 5 genannten
Verpflichtungen nur für einen Zeitraum von höchstens
zehn Jahren ab dem ersten Inverkehrbringen des Lizenz­
erzeugnisses innerhalb des Gemeinsamen Marktes durch
einen der Lizenznehmer gewährt.

Die Freistellung der in Absatz 1 Nummer 6 genannten
Verpflichtung wird für einen Zeitraum von höchstens
fünf Jahren ab dem ersten Inverkehrbringen des Erzeug­
nisses innerhalb des Gemeinsamen Marktes durch einen
der Lizenznehmer gewährt.

Die Freistellung der in Absatz 1 Nummern 7 und 8
genannten Verpflichtungen gilt für die gesamte Dauer der
Vereinbarung, solange das Know-how geheim und
wesentlich bleibt.

Die Freistellung nach Absatz 1 wird nur erteilt, wenn die
Vertragspartner das ursprüngliche Know-how sowie
etwaige Verbesserungen, die einer Partei zugänglich und
der anderen Partei nach Maßgabe des Vertrags zu dessen
Erfüllung mitgeteilt worden sind, in geeigneter Form
identifiziert haben und nur solange das Know-how
geheim und wesentlich bleibt.

(4) Bei gemischten Patentlizenz- und Know-how-Ver­
einbarungen gilt die Freistellung nach Absatz 1
Nummern 1 bis 5 in den Mitgliedstaaten, in denen die
überlassene Technologie durch notwendige Patente
geschützt ist, so lange, wie das Lizenzerzeugnis in diesen
Mitgliedstaaten patentrechtlich geschützt ist, sofern diese
Schutzdauer die in Absatz 3 genannten Zeiträume über­
schreitet.

Die Dauer der in Absatz 1 Nummer 6 vorgesehenen Frei­
stellung darf den in den Absätzen 2 und 3 genannten
Zeitraum von fünf Jahren nicht überschreiten .

Für alle diese Vereinbarungen gilt die Freistellung nach
Absatz 1 nur, solange die Patente gültig sind oder das
identifizierte Know-how geheim und wesentlich ist, je
nachdem welcher Zeitraum länger ist.

(5) Die Freistellung nach Absatz 1 gilt auch , wenn die
Vertragspartner in ihren Vereinbarungen Verpflichtungen
im Sinne dieses Absatzes vorsehen, ihnen jedoch einen
weniger weiten Umfang geben, als es nach diesem Absatz
zulässig wäre .

( 1 ) Der Anwendbarkeit des Artikels 1 stehen insbeson­
dere folgende Vertragsbedingungen , die in der Regel
nicht wettbewerbsbeschränkend sind, nicht entgegen :

1 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, vom Lizenz­
geber mitgeteiltes Know-how geheimzuhalten ; diese
Verpflichtung darf dem Lizenznehmer auch über das
Ende der Vereinbarung hinaus auferlegt werden ;

2. die Verpflichtung des Lizenznehmers, keine Unterli­
zenzen zu erteilen und die Lizenz nicht zu über­
tragen ;

3 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, nach Beendi­
gung der Vereinbarung das überlassene Know-how
bzw. die lizenzierten Patente nicht mehr zu nutzen,
soweit und solange das Know-how noch geheim ist
bzw. die Patente bestehen ;

4. die Verpflichtung des Lizenznehmers, dem Lizenz­
geber im Hinblick auf von ihm vorgenommene
Verbesserungen oder neue Anwendungen der überlas­
senen Technologie eine Lizenz zu gewähren, sofern

— eine solche Lizenz im Fall abtrennbarer Verbesse­
rungen nicht ausschließlich ist, so daß der Lizenz­
nehmer frei ist, seine Verbesserungen selbst zu
nutzen oder sie Dritten zu überlassen , sofern hier­
durch das vom Lizenzgeber mitgeteilte und noch
immer geheime Know-how nicht preisgegeben
wird,

und

— der Lizenzgeber sich verpflichtet hat, dem Lizenz­
nehmer für seine eigenen Verbesserungen eine
ausschließliche oder nichtausschließliche Lizenz
zu erteilen ;

5 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, Mindestquali­
tätsvorschriften einschließlich technischer Spezifika­
tionen für das Lizenzerzeugnis einzuhalten oder
Erzeugnisse oder Dienstleistungen von dem Lizenz­
geber oder einem von diesem benannten Unter­
nehmen zu beziehen, soweit diese Qualitätsvor­
schriften , Erzeugnisse oder Dienstleistungen
notwendig sind,

a) um eine technisch einwandfreie Nutzung der
überlassenen Technologie zu gewährleisten
oder

b) um sicherzustellen, daß die Produktion des
Lizenznehmers den Qualitätsvorschriften
entspricht, die für den Lizenzgeber und die
anderen Lizenznehmer gelten ,

und dem Lizenzgeber zu gestatten , entsprechende
Kontrollen durchzuführen :
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erteilt worden ist, um für den Abnehmer innerhalb
des Vertragsgebiets eine zweite Lieferquelle zu
schaffen ; dies gilt auch dann, wenn der Abnehmer
der Lizenznehmer ist und die zur Schaffung einer
zweiten Lieferquelle erteilte Lizenz vorsieht, daß der
Abnehmer die Lizenzerzeugnisse selbst herstellt oder
herstellen läßt ;

14. der Vorbehalt des Lizenzgebers, Rechte aus dem
Patent geltend zu machen, um gegen die Nutzung
der Technologie außerhalb des Vertragsgebiets durch
den Lizenznehmer vorzugehen ;

15. der Vorbehalt des Lizenzgebers, die Vereinbarung zu
beenden, wenn der Lizenznehmer den geheimen oder
wesentlichen Charakter des überlassenen Know-how
oder die Gültigkeit innerhalb des Gemeinsamen
Marktes lizenzierter Patente, die sich im Besitz des
Lizenzgebers oder der mit ihm verbundenen Unter­
nehmen befinden , angreift ;

16. der Vorbehalt des Lizenzgebers, die Lizenzvereinba­
rung über ein Patent zu beenden, wenn der Lizenz­
nehmer geltend macht, daß dieses Patent nicht
notwendig ist ;

17 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, die überlassene
Technologie nach besten Kräften zu nutzen ;

18 . der Vorbehalt des Lizenzgebers, die dem Lizenz­
nehmer eingeräumte Ausschließlichkeit zu beenden
und Verbesserungen nicht mehr zu lizenzieren , falls
der Lizenznehmer innerhalb des Gemeinsamen
Marktes mit dem Lizenzgeber, mit diesem verbun­
denen oder mit anderen Unternehmen in den
Bereichen Forschung und Entwicklung, Herstellung,
Gebrauch oder Vertrieb in Wettbewerb tritt, sowie zu
fordern, daß der Lizenznehmer nachweist, daß das
überlassene Know-how nicht für die Herstellung
anderer als der Lizenzerzeugnisse oder die Erbrin­
gung anderer als der vertragsgegenständlichen
Dienstleistungen verwendet wird .

(2) Für den Fall , daß die in Absatz 1 aufgeführten
Vertragsbedingungen aufgrund besonderer Umstände von
dem Verbot des Artikels 85 Absatz 1 erfaßt werden, sind
sie ebenfalls freigestellt, auch wenn sie nicht im Zusam­
menhang mit den in Artikel 1 freigestellten Verpflich­
tungen vereinbart werden .

(3) Die Freistellung nach Absatz 2 gilt auch, wenn die
Vertragspartner in ihrer Vereinbarung Klauseln im Sinne
des Absatzes 1 vorsehen, ihnen jedoch einen weniger
weiten Umfang geben, als es nach Absatz 1 zulässig wäre .

6 . die Verpflichtungen

a) jede unrechtmäßige Nutzung des Know-how oder
Verletzung der lizenzierten Patente dem Lizenz­
geber anzuzeigen
oder

b) gegen eine unrechtmäßige Nutzung oder Patent­
verletzung gerichtlich vorzugehen oder dem
Lizenzgeber dabei Beistand zu leisten ;

7. die Verpflichtung des Lizenznehmers,

a) falls das Know-how auf andere Weise als durch das
Verhalten des Lizenzgebers offenkundig wird, die
Gebühren bis zum Ende der Vereinbarung in der
Form weiterzuzahlen , wie dies von den Vertrags­
partnern hinsichtlich des Betrags, der Dauer und
der Zahlungsmodalitäten frei vereinbart wurde ;
Schadenersatzansprüche für den Fall , daß das
Know-how infolge eines Vertragsbruchs des
Lizenznehmers offenkundig geworden ist, bleiben
hiervon unberührt ;

b) die Zahlung der Gebühren infolge einer
gewährten Zahlungserleichterung über die
Geltungsdauer der lizenzierten Patente hinaus fort­
zusetzen ;

8 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, die Nutzung
der überlassenen Technologie auf einen oder mehrere
technische Anwendungsbereiche, die von der überlas­
senen Technologie erfaßt werden, oder auf einen oder
mehrere Produktmärkte zu beschränken ;

9 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, eine Mindest­
gebühr zu zahlen oder eine Mindestmenge der
Lizenzerzeugnisse herzustellen oder eine Mindestzahl
von lizenzpflichtigen Handlungen vorzunehmen oder
die bestmöglichen Anstrengungen bei der Herstel­
lung und Vermarktung des Lizenzerzeugnisses zu
unternehmen ;

10 . die Verpflichtungen des Lizenzgebers, dem Lizenz­
nehmer die günstigeren Vertragsbedingungen zu
gewähren, die er einem anderen Unternehmen nach
Abschluß der Vereinbarung gewährt ;

11 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, den Namen
des Lizenzgebers oder die Nummer des lizenzierten
Patents auf dem Lizenzerzeugnis zu vermerken ;

12. die Verpflichtung des Lizenznehmers, die Techno­
logie des Lizenzgebers nicht zur Errichtung von
Anlagen für Dritte zu nutzen ; dies läßt das Recht des
Lizenznehmers unberührt, die Kapazität seiner
Anlagen zu erhöhen oder neue Anlagen für den
eigenen Gebrauch zu normalen Geschäftsbedin­
gungen zu errichten, was die Zahlung zusätzlicher
Gebühren einschließt ;

13 . die Verpflichtung des Lizenznehmers, nur eine
begrenzte Menge des Lizenzerzeugnisses an einen
bestimmten Abnehmer zu liefern , wenn die Lizenz

Artikel 3

Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 2 finden keine Anwen­
dung, wenn

1 . einem Vertragspartner Beschränkungen hinsichtlich
der Festsetzung der Preise, Preisbestandteile oder Preis­
nachlässe für die Lizenzerzeugnisse auferlegt werden ;
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nutzen, oder ein Vertragspartner für einen längeren als
den in Artikel 1 Absätze 2 und 3 beziehungsweise
Artikel 1 Absatz 4 genannten Zeitraum hinaus
verpflichtet wird, die überlassene Technologie in dem
Gebiet des anderen Vertragspartners oder anderer
Lizenznehmer nicht zu nutzen , auch wenn dies in
getrennten Vereinbarungen festgelegt ist oder durch
die Verlängerung der ursprünglichen Vertragsdauer
infolge der Einbeziehung neuer Verbesserungen
bedingt ist.

2 . ein Vertragspartner in seiner Freiheit beschränkt wird,
innerhalb des Gemeinsamen Marktes in den Bereichen
Forschung und Entwicklung, Herstellung, Gebrauch
oder Vertrieb mit dem anderen Vertragspartner, mit
diesem verbundene oder mit anderen Unternehmen in
Wettbewerb zu treten, unbeschadet der Vorschriften
des Artikels 2 Absatz 1 Nummern 17 und 18 ;

3 . die Vertragspartner oder einer von ihnen ohne
sachlichen Grund verpflichtet sind,

a) Aufträge von Verbrauchern oder Wiederverkäufern
aus ihren jeweiligen Gebieten , die Erzeugnisse in
anderen Gebieten innerhalb des Gemeinsamen
Marktes absetzen wollen, nicht auszuführen,

b) die Möglichkeit für Verbraucher oder Wiederver­
käufer zum Bezug der Lizenzerzeugnisse von
anderen Wiederverkäufern innerhalb des Gemein­
samen Marktes zu erschweren und Rechte an
geistigem Eigentum geltend zu machen oder
Maßnahmen zu treffen, um Verbraucher oder
Wiederverkäufer daran zu hindern, Erzeugnisse, die
vom Lizenzgeber oder mit seiner Zustimmung
innerhalb des Gemeinsamen Marktes rechtmäßig in
Verkehr gebracht worden sind, außerhalb des
Vertragsgebiets zu beziehen oder innerhalb des
Vertragsgebiets in Verkehr zu bringen,

oder wenn derartige Verhaltensweisen Folge einer
Abstimmung zwischen den Vertragspartnern sind ;

4. die Vertragsparteien bereits von der Gewährung der
Lizenz konkurrierende Hersteller waren und einem
Vertragspartner Beschränkungen hinsichtlich seiner
möglichen Abnehmer in demselben technischen
Anwendungsbereich oder in demselben Produktmarkt
auferlegt werden, insbesondere durch ein Verbot,
bestimmte Abnehmergruppen zu beliefern, sich
bestimmter Vertriebsformen zu bedienen oder
bestimmte Verpackungsformen zu benutzen, um damit
eine Aufteilung der Abnehmer zu erreichen ; die
Artikel 1 Absatz 1 Nummer 7 und Artikel 2 Absatz 1
Nummer 13 bleiben hiervon unberührt ;

5 . einem Vertragspartner Beschränkungen hinsichtlich
der Menge der herzustellenden oder zu vertreibenden
Lizenzerzeugnisse oder hinsichtlich der Zahl der
lizenzpflichtigen Handlungen auferlegt werden ;
Artikel 1 Absatz 1 Nummer 8 und Artikel 2 Absatz 1
Nummer 13 bleiben davon unberührt ;

6 . der Lizenznehmer verpflichtet wird, dem Lizenzgeber
seine Rechte an Verbesserungen oder neuen Anwen­
dungsformen der überlassenen Technologie ganz oder
teilweise zu übertragen ;

7. der Lizenzgeber für einen längeren als den in Artikel 1
Absätze 2 und 3 genannten Zeitraum verpflichtet wird,
anderen Unternehmen keine Lizenz zu erteilen, um
die überlassene Technologie in dem Vertragsgebiet zu

Artikel 4

( 1 ) Der Rechtsvorteil der Freistellung gemäß dieser
Verordnung kommt auch Vereinbarungen mit solchen
wettbewerbsbeschränkenden Verpflichtungen zugute, die
nicht von den Artikeln 1 und 2 erfaßt werden und nicht
unter Artikel 3 fallen , sofern diese Vereinbarungen gemäß
den Artikeln 1 , 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 3385/94
der Kommission bei der Kommission angemeldet werden
und die Kommission binnen vier Monaten keinen Wider­
spruch gegen die Freistellung erhebt.

(2) Absatz 1 findet insbesondere Anwendung, wenn :

a) der Lizenznehmer zum Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses verpflichtet ist, Qualitätsvorschriften oder
andere Lizenzen zu akzeptieren oder aber Waren oder
Dienstleistungen zu beziehen, die nicht notwendig
sind, um eine technisch einwandfreie Nutzung der
mitgeteilten Technologie zu gewährleisten , oder um
sicherzustellen, daß die Produktion des Lizenznehmers
den Qualitätsvorschriften entspricht, die von dem
Lizenzgeber und anderen Lizenznehmern eingehalten
werden ;

b) dem Lizenznehmer verboten wird, den geheimen oder
den wesentlichen Charakter des überlassenen
Know-how oder die Gültigkeit von innerhalb des
Gemeinsamen Marktes lizenzierten Patenten anzu­
greifen, die sich im Besitz des Lizenzgebers oder eines
mit ihm verbundenen Unternehmens befinden .

(3) Die Viermonatsfrist gemäß Absatz 1 beginnt mit
dem Tag, an dem die Anmeldung gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 3385/94 wirksam wird .

(4) Für bei Inkrafttreten dieser Verordnung bereits
angemeldete Vereinbarungen können die Bestimmungen
der Absätze 1 und 2 in einer sich ausdrücklich auf diesen
Artikel und auf die Anmeldung beziehenden Mitteilung
an die Kommission in Anspruch genommen werden .
Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Die Kommission kann innerhalb von vier Monaten
Widerspruch gegen die Freistellung erheben . Sie erhebt
Widerspruch, wenn dies von einem Mitgliedstaat binnen
zwei Monaten nach der Übermittlung einer Anmeldung
im Sinne von Absatz 1 oder einer Mitteilung im Sinne
von Absatz 4 an diesen Mitgliedstaat beantragt wird. Der
Antrag muß auf Erwägungen zu den Wettbewerbsregeln
des Vertrages gestützt sein .
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— im Fall einer auf die Herstellung beschränkten
Lizenz nicht mehr als 20 % und

— im Fall einer sich auf Herstellung und vertriebser­
streckenden Lizenz nicht mehr als 10 %

des Marktes der Lizenzerzeugnisse und aller unterein­
ander austauschbaren oder substituierbaren Erzeug­
nisse oder Dienstleistungen ausmachen ;

2. Vereinbarungen im Sinne von Absatz 1 Nummer 1
sowie auf wechselseitige Lizenzen im Sinne von Absatz
1 Nummer 3 , sofern den Vertragspartnern innerhalb
des Gemeinsamen Marktes keine Gebietsbeschrän­
kungen hinsichtlich der Herstellung, des Gebrauchs
und des Inverkehrbringens der Lizenzerzeugnisse oder
hinsichtlich des Gebrauchs der überlassenen oder
gemeinsam zu nutzenden Technologien auferlegt sind.

(3) Diese Verordnung bleibt anwendbar, wenn die in
Absatz 2 Nummer 1 genannten Martkanteile innerhalb
von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren um nicht
mehr als ein Zehntel überschritten werden . Wird auch
der letztgenannte Wert überschritten , so gilt die Verord­
nung noch während eines Zeitraums von sechs Monaten,
beginnend mit dem Ende des Geschäftsjahres, in
welchem die Überschreitung stattgefunden hat.

(6) Die Kommission kann den Widerspruch gegen die
Freistellung jederzeit zurücknehmen . Ist der Widerspruch
auf Antrag eines Mitgliedstaats erhoben worden und hält
dieser seinen Antrag aufrecht, kann der Widerspruch erst
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell­
und Monopolfragen zurückgenommen werden .

(7) Wird der Widerspruch zurückgenommen, weil die
beteiligten Unternehmen dargelegt haben, daß die Vor­
aussetzungen von Artikel 85 Absatz 3 erfüllt sind, so gilt
die Freistellung vom Zeitpunkt der Anmeldung an .

(8) Wird der Widerspruch zurückgenommen, weil die
beteiligten Unternehmen die Vereinbarung so geändert
haben , daß sie die Voraussetzungen von Artikel 85 Absatz
3 erfüllt, so gilt die Freistellung von dem Zeitpunkt an , zu
dem die Änderung der Vereinbarung wirksam geworden
ist .

(9) Erhebt die Kommission Widerspruch und wird
dieser nicht zurückgenommen, so richten sich die
Wirkungen der Anmeldung nach der Verordnung Nr. 1 7 .

Artikel 5

( 1 ) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf :
1 . Vereinbarungen zwischen Mitgliedern einer Patent­
oder Know-how-Gemeinschaft, die sich auf gemein­
same Technologien beziehen ;

2. Lizenzvereinbarungen zwischen Wettbewerbern, die an
einem Gemeinschaftsunternehmen beteiligt sind, oder
zwischen einem dieser Wettbewerber und dem
Gemeinschaftsunternehmen, wenn sich die Lizenzver­
einbarungen auf die Tätigkeit des Gemeinschaftsunter­
nehmens beziehen ;

3 . Vereinbarungen, nach denen ein Vertragspartner dem
anderen Vertragspartner eine Patent- und/oder Know­
how-Lizenz erteilt und ihm dafür, auch wenn dies in
getrennten Vereinbarungen oder über verbundene
Unternehmen geschieht, im Austausch eine Lizenz an
Patenten, Marken oder Know-how oder ausschließliche
Verkaufsrechte eingeräumt werden, soweit die
Vertragspartner Wettbewerber bei den Lizenzerzeug­
nissen sind ;

4. Lizenzvereinbarungen, die Bestimmungen über andere
Rechte des geistigen Eigentums als Patente enthalten,
es sei denn, es handelt sich nur um Nebenbestim­
mungen ;

5. Lizenzvereinbarungen, die ausschließlich den Vertrieb
betreffen .

(2) Diese Verordnung findet gleichwohl Anwendung
auf

1 . Vereinbarungen im Sinne von Absatz 1 Nummer 2,
durch die ein Gründerunternehmen dem Gemein­
schaftsunternehmen eine Patent- oder Know-how­
Lizenz erteilt, sofern die Lizenzerzeugnisse und die
sonstigen Erzeugnisse oder Dienstleistungen der betei­
ligten Unternehmen, die vom Verbraucher aufgrund
ihrer Eigenschaften, ihres Preises und ihres Verwen­
dungszwecks als untereinander austauschbar oder
substituierbar angesehen werden, im Gemeinsamen
Markt oder in einem wesentlichen Teil desselben

Artikel 6

Diese Verordnung findet auch Anwendung auf

1 . Vereinbarungen, in denen der Lizenzgeber nicht der
Inhaber des Know-how oder des Patents ist, aber von
dem Inhaber des Know-how oder des Patents ermäch­
tigt worden ist, eine Lizenz zu erteilen ;

2. Vereinbarungen über die Übertragung von Know-how
und/oder Patenten , wenn das Risiko der Verwertung
beim Veräußerer verbleibt, insbesondere wenn die
Gegenleistung für die Übertragung vom Umsatz der
mit dem Know-how oder den Patenten hergestellten
Erzeugnissen , von der hergestellten Menge der Erzeug­
nisse oder von der Zahl der lizenzpflichtigen Hand­
lungen abhängt ;

3 . Lizenzvereinbarungen, in denen Rechte oder
Verpflichtungen des Lizenzgebers oder Lizenznehmers
von mit diesen verbundenen Unternehmen über­
nommen werden .

Artikel 7

Die Kommission kann den Rechtsvorteil der Anwendung
dieser Verordnung gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr.
19/65/EWG entziehen, wenn sie im Einzelfall feststellt,
daß eine nach dieser Verordnung freigestellte Vereinba­
rung gleichwohl Wirkungen hat, die mit den Vorausset­
zungen des Artikels 85 Absatz 3 des Vertrages unver­
einbar sind, insbesondere wenn



9 . 2 . 96 I DE I Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 31 / 11

1 . die Vereinbarung bewirkt, daß die Lizenzerzeugnisse
im Lizenzgebiet nicht mit gleichen Erzeugnissen oder
Dienstleistungen oder solchen, die vom Verbraucher
aufgrund ihrer Eigenschaften , ihres Preises und ihres
Verwendungszwecks als austauschbar oder substitu­
ierbar angesehen werden, in wirksamem Wettbewerb
stehen, was insbesondere dann eintreten könnte, wenn
der Lizenznehmer einen Marktanteil von mehr als
40 % hält ;

2 . der Lizenznehmer sich ohne sachlichen Grund
weigert, einen ohne sein Zutun erteilten Auftrag von
Verbrauchern oder Wiederverkäufern aus Gebieten
anderer Lizenznehmer auszuführen ; Artikel 1 Absatz 1
Nummer 6 bleibt hiervon unberührt ;

3 . die Vertragsparteien

a) sich ohne sachlichen Grund weigern, Aufträge von
Verbrauchern oder Wiederverkäufern aus ihren
jeweiligen Gebieten auszuführen , die die Erzeug­
nisse in anderen Gebieten innerhalb des Gemein­
samen Marktes absetzen wollen , oder

b) Verbrauchern oder Wiederverkäufern den Bezug
der Erzeugnisse von anderen Wiederverkäufern
innerhalb des Gemeinsamen Marktes erschweren ,
insbesondere wenn sie Rechte am geistigen
Eigentum geltend machen oder Maßnahmen
treffen, um diese Verbraucher oder Wiederverkäufer
daran zu hindern , vom Lizenzgeber oder mit seiner
Zustimmung innerhalb des Gemeinsamen Marktes
rechtmäßig in Verkehr gebrachte Erzeugnisse
außerhalb des Vertragsgebiets zu beziehen oder im
Vertragsgebiet abzusetzen ;

4 . die Vertragspartner bereits vor Erteilung der Lizenz
konkurrierende Hersteller waren und die dem Lizenz­
nehmer nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 9 und
Nummer 17 auferlegten Verpflichtungen, eine
Mindestmenge des Lizenzerzeugnisses herzustellen
oder die überlassene Technologie nach besten Kräften
zu nutzen, bewirken, daß der Lizenznehmer von der
Verwendung konkurrierender Technologien abge­
halten wird .

g) ergänzende Schutzzertifikate für Arzneimittel oder
andere Produkte, für die solche Zertifikate erlangt
werden können, und

h) Sortenschutzrechte

Patenten gleichgestellt.

(2) Diese Verordnung findet Anwendung auf Vereinba­
rungen über die Verwertung einer Erfindung, wenn eine
Anmeldung im Sinne von Absatz 1 nach Vertragsschluß,
aber innerhalb der Fristen eingereicht wird, welche das
jeweils anwendbare nationale Recht oder intenationale
Abkommen dafür vorsieht .

(3) Diese Verordnung findet Anwendung auf reine
Patentlizenz- oder Know-how-Vereinbarungen oder
gemischte Vereinbarungen, deren ursprüngliche Dauer
sich durch die Einbeziehung neuer, vom Lizenzgeber
mitgeteilter, patentierter oder nicht patentierter Verbesse­
rungen ohne weiteres verlängert, sofern der Lizenznehmer
berechtigt ist, derartige Verbesserungen abzulehnen oder
jeder Vertragspartner das Recht hat, die Vereinbarung
nach Ablauf der ursprünglichen Laufzeit und mindestens
alle drei Jahre danach zu kündigen .

Artikel 9

( 1 ) Die in Anwendung von Artikel 4 erlangten Kennt­
nisse dürfen nur zu dem mit der Verordnung verfolgten
Zweck verwendet werden .

(2) Die Kommission und die Behörden der Mitglied­
staaten sowie ihre Beamten und sonstigen Bediensteten
sind verpflichtet, Kenntnisse nicht preiszugeben, die sie
bei Anwendung dieser Verordnung erlangt haben und die
ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fallen .

(3) Die Absätze 1 und 2 stehen der Veröffentlichung
von Ubersichten oder Zusammenfassungen, die keine
Angaben über einzelne Unternehmen oder Unterneh­
mensvereinigungen enthalten, nicht entgegen .

Artikel 10

Im Sinne dieser Verordnung ist/sind :

1 . „Know-how" : eine Gesamtheit technischer Kennt­
nisse, die geheim, wesentlich und in einer geeigneten
Form identifiziert sind ;

2 . „geheim" : das Know-how-Paket ist insgesamt oder in
der genauen Gestaltung und Zusammensetzung
seiner Bestandteile nicht allgemein bekannt oder
leicht zugänglich , so daß ein Teil seines Wertes in
dem Vorsprung besteht, den der Lizenznehmer
gewinnt, wenn es ihm mitgeteilt wird . Er ist nicht im
engen Sinn zu verstehen, wonach jeder einzelne
Bestandteil des Know-how völlig unbekannt sein
muß oder außerhalb des Geschäftsbetriebs des
Lizenzgebers nicht erhältlich sein darf ;

3 . „wesentlich" : das Know-how umfaßt Informationen,
die nützlich sein müssen, d . h . es kann von ihm zum
Zeitpunkt des Vertragschlusses erwartet werden , daß
es die Wettbewerbsstellung des Lizenznehmers

Artikel 8

( 1 ) Für die Anwendung dieser Verordnung werden

a) Patentanmeldungen,

b) Gebrauchsmuster,

c) Gebrauchsmusteranmeldungen,

d) Topographien von Halbleitererzeugnissen,

e) certificats d'utilité und certificats d addition nach fran­
zösischem Recht,

f) Anmeldungen für certificats dutilite und certificats
d'addition nach französischem Recht,
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verbessert, indem es ihm beispielsweise hilft, in einen
neuen Markt vorzudringen oder indem es ihm einen
Wettbewerbsvorteil gegenüber anderen Herstellern
oder Dienstleistungserbringern verschafft, die zu dem
überlassenen geheimen Know-how oder anderem
vergleichbaren geheimen Know-how keinen Zugang
haben ;

4. „identifiziert" : das Know-how wurde so beschrieben
oder auf einem Träger festgehalten , daß überprüft
werden kann, ob die Kriterien „geheim" und
„wesentlich" erfüllt sind und daß sichergestellt
werden kann, daß der Lizenznehmer bei der Nutzung
seiner eigenen Technologie nicht unangemessenen
Beschränkungen unterworfen wird. Die Identifizie­
rung des Know-how kann in der Vereinbarung
erfolgen oder in einem gesonderten Dokument. Es
kann auch in jeder anderen geeigneten Form festge­
halten werden, sofern dies spätestens zum Zeitpunkt
der Übertragung des Know-how oder kurz danach
geschieht und das gesonderte Dokument oder der
andere Träger im Bedarfsfall zugänglich gemacht
werden kann ;

5. „Notwendige Patente" : Patente, deren Lizenzierung
für die Anwendung der überlassenen Technologie
insofern notwendig ist, als eine Nutzung dieser
Technologie ohne eine solche Lizenzierung gar nicht
oder nur in geringerem Maße oder unter schwieri­
geren Umständen oder mit höherem Kostenaufwand
möglich wäre . Diese Lizenzen müssen daher für den
Lizenznehmer von technischem, rechtlichem oder
wirtschaftlichem Interesse sein ;

6 . „Lizenzvereinbarungen" : reine Patentlizenzen oder
Know-how-Vereinbarungen sowie gemischte Patentli­
zenz- und Know-how-Vereinbarungen ;

7. „überlassene Technologie" : das ursprüngliche
Herstellungs-Know-how und/oder die notwendigen
Produkt- und Verfahrenspatente, die beim Abschluß
des ersten Lizenzvertrags bestanden, sowie die
späteren Verbesserungen des Know-how oder der
Patente unabhängig davon, ob und in welchem
Umfang sie von den Vertragspartnern oder den
anderen Lizenznehmern verwertet werden ;

8 . „Lizenzerzeugnisse" : Waren oder Dienstleistungen,
deren Herstellung bzw. Erbringung die Verwendung
der überlassenen Technologie erfordert ;

9 . „Marktanteil des Lizenznehmers" : der Anteil , den die
Lizenzerzeugnisse und die sonstigen vom Lizenz­
nehmer gelieferten Erzeugnisse oder erbrachten
Dienstleistungen , welche vom Verbraucher aufgrund
ihrer Eigenschaften , ihres Preises und ihres Verwen­
dungszwecks als mit den Lizenzerzeugnissen
austauschbar oder substituierbar angesehen werden,
am gesamten Markt der Lizenzerzeugnisse und aller
mit ihnen austauschbaren oder substituierbaren
Erzeugnisse oder Dienstleistungen im Gebiet des
Gemeinsamen Marktes oder einem wesentlichen
Teils desselben innehaben ;

10 . „Nutzung" : jede Verwendung der überlassenen
Technologie , insbesondere bei der Herstellung, beim
aktiven oder passiven Verkauf in einem bestimmten

Gebiet unabhängig von Produktionsvorgängen in
diesem Gebiet oder durch Leasing der Lizenzerzeug­
nisse ;

1 1 . „Vertragsgebiet" : das Gebiet, das den gesamten
Gemeinsamen Markt oder einen Teil davon umfaßt,
in dem der Lizenznehmer zur Nutzung der überlas­
senen Technologie berechtigt ist ;

12. „Gebiet des Lizenzgebers" : das Gebiet, für das der
Lizenzgeber keine Patent- oder Know-how-Lizenzen
erteilt hat ;

13 . „Parallele Patente": Patente , die trotz bestehender
Abweichungen aufgrund fehlender einheitlicher
nationaler Vorschriften für den gewerblichen Rechts­
schutz in verschiedenen Mitgliedstaaten dieselbe
Erfindung schützen ;

14. „Verbundene Unternehmen" :

a) Unternehmen, bei denen ein Vertragpartner
unmittelbar oder mittelbar

— mehr als die Hälfte des Kapitals oder des
Betriebsvermögens besitzt
oder

— über mehr als die Hälfte der Stimmrechte
verfügt
oder

— mehr als die Hälfte der Mitglieder des
Leitungs- oder Verwaltungsorgans oder der zur
gesetzlichen Vertretung berufenen Organe
bestellen kann

oder

— das Recht hat, die Geschäfte des Unterneh­
mens zu führen ;

b) Unternehmen, die bei einem vertragschließenden
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter
Buchstabe a) bezeichneten Rechte oder Einfluß­
möglichkeiten haben ;

c) Unternehmen, bei denen ein Unternehmen im
Sinne von Buchstabe b) unmittelbar oder mittelbar
die in Buchstabe a) genannten Rechte oder
Einflußmöglichkeiten hat ;

d) Unternehmen, bei denen die vertragschließenden
Unternehmen oder mit ihnen verbundene Unter­
nehmen gemeinsam die in Buchstabe a)
genannten Rechte oder Einflußmöglichkeiten
haben. Solche gemeinsam kontrollierten Unter­
nehmen gelten als mit jedem der vertragschlie­
ßenden Unternehmen verbunden ;

15. „Nebenbestimmungen" : Vertragsbedingungen über
die Nutzung anderer Rechte des geistigen Eigentums
als Patente, die nur solche wettbewerbsbeschrän­
kenden Verpflichtungen enthalten , die mit
Know-how oder Patenten vebunden und nach dieser
Verordnung freigestellt sind ;

1 6 . „Verpflichtungen" : sowohl Vertragspflichten als auch
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen ;
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17. „Konkurrierende Hersteller oder „Hersteller von
konkurrierenden Erzeugnissen" : Hersteller, welche
Produkte anbieten , die vom Verbraucher aufgrund
ihrer Eigenschaften , ihres Preises und ihres Verwen­
dungszwecks als untereinander austauschbar oder
substituierbar angesehen werden .

Artikel 11

( 1 ) Die Verordnung (EWG) Nr. 556/89 wird mit
Wirkung vom 1 . April 1996 aufgehoben .

(2) Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr.
2349/84 bleiben bis zum 31 . März 1996 anwendbar.

(3) Das Verbot des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages
gilt nicht für Vereinbarungen, die am 31 . März 1996
bestehen und die Voraussetzungen für eine Freistellung
nach der Verordnung (EWG) Nr. 2349/84 oder nach der
Verordnung (EWG) Nr. 556/89 erfüllen .

Artikel 12

( 1 ) Die Kommission überprüft regelmäßig die Durch­
führung dieser Verordnung, insbesondere hinsichtlich des
Widerspruchsverfahrens nach Artikel 4.

(2) Die Kommission erstellt vor Ablauf des vierten
Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung einen
Bericht über deren Funktionsweise und beurteilt auf
dieser Grundlage, ob eine Anpassung der Verordnung
zweckmäßig erscheint.

Artikel 13

Diese Verordnung tritt am 1 . April 1996 in Kraft.

Sie gilt bis zum 31 . März 2006.

Artikel 11 Absatz 2 gilt jedoch mit Wirkung vom 1 .
Januar 1996 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 31 . Januar 1996

Für die Kommission

Karel VAN MIERT

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 241/96 DER KOMMISSION
vom 7 . Februar 1996

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

übereinstimmen, während eines Zeitraums von drei
Monaten von dem Berechtigten gemäß den Bestim­
mungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates vom 12 . Oktober 1992 zur Festle­
gung des Zollkodex der Gemeinschaften (3), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis­
sion (4), weiterverwendet werden können.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Fachbereichs für die
zolltarifliche und statistische Nomenklatur des
Ausschusses für den Zollkodex —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates
vom 23 . Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ('), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3009/95 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der genannten Verordnung
zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der
im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Waren zu
erlassen .

Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 hat allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgesetzt . Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — über­
nimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftlicher
Regelungen aufgestellt wurde , um tarifliche oder sonstige
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzu­
wenden.

In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren den in Spalte 2 angegebenen KN­
Codes zuzuweisen , und zwar unter Anwendung der in
Spalte 3 genannten Begründungen .

Es ist angezeigt festzulegen , daß die von den Zollbe­
hörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zollta­
rifauskünfte, die die Einreihung von Waren in die
Kombinierte Nomenklatur betreffen und die mit dem in
dieser Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen
Waren gehören in der Kombinierten Nomenklatur zu
den in Spalte 2 der Tabelle genannten entsprechenden
KN-Codes.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten
verbindlichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser
Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht über­
einstimmen, können während eines Zeitraums von drei
Monaten gemäß den Bestimmungen des Artikels 12
Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 weiterver­
wendet werden .

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 21 . Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 7. Februar 1996

Für die Kommission

Mario MONTI

Mitglied der Kommission

(>) ABl . Nr. L 256 vom 7. 9 . 1987, S. 1 .
h) ABl . Nr. L 319 vom 30 . 12 . 1995, S. 1 .

(3) ABl . Nr. L 302 vom 19. 10 . 1992, S. 1 .
4 ABl . Nr. L 253 vom 11 . 10 . 1993, S. 1 .
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ANHANG

Warenbeschreibung Einreihung
KN-Code Begründung

( i ) (2) (3)

Intrauterinpessare, bestehend aus einem Kunststoffkörper,
an dessen Ende sich zwei Nylonfäden befinden , und
einem Progesteron-Reservoir

9018 90 85 Einreihung gemäß den Allgemeinen Vorschriften 1 und 6
für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur sowie
dem Wortlaut der KN-Codes 9018 , 9018 90 und
9018 90 85
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VERORDNUNG (EG) Nr. 242/96 DER KOMMISSION
vom 7 . Februar 1996

zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur

übereinstimmen, während eines Zeitraums von drei
Monaten von dem Berechtigten gemäß den Bestim­
mungen des Artikels 12 Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festle­
gung des Zollkodex der Gemeinschaften (3), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommis­
sion (4) weiterverwendet werden können.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Fachbereichs für die
zolltarifliche und statistische Nomenklatur des
Ausschusses für den Zollkodex —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates
vom 23 . Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ('), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3009/95 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 9 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Um die einheitliche Anwendung der Kombinierten
Nomenklatur im Anhang zu der genannten Verordnung
zu gewährleisten, sind Vorschriften für die Einreihung der
im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Waren zu
erlassen .

Die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 hat allgemeine
Vorschriften für die Auslegung der Kombinierten
Nomenklatur festgesetzt. Diese Vorschriften gelten auch
für die Auslegung jeder anderen Nomenklatur, die die
Kombinierte Nomenklatur — auch nur teilweise oder
unter etwaiger Hinzufügung von Unterteilungen — über­
nimmt und die aufgrund besonderer gemeinschaftlicher
Regelungen aufgestellt wurde, um tarifliche oder sonstige
Maßnahmen im Rahmen des Warenverkehrs anzu­
wenden .

In Anwendung dieser allgemeinen Vorschriften sind die
in Spalte 1 der Tabelle im Anhang dieser Verordnung
genannten Waren den in Spalte 2 angegebenen KN­
Codes zuzuweisen, und zwar unter Anwendung der in
Spalte 3 genannten Begründungen .

Es ist angezeigt festzulegen , daß die von den Zollbe­
hörden der Mitgliedstaaten erteilten verbindlichen Zollta­
rifauskünfte, die die Einreihung von Waren in die
Kombinierte Nomenklatur betreffen und die mit dem in
dieser Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Spalte 1 der Tabelle im Anhang beschriebenen
Waren gehören in der Kombinierten Nomenklatur zu
den in Spalte 2 der Tabelle genannten entsprechenden
KN-Codes.

Artikel 2

Die von den Zollbehörden der Mitgliedstaaten erteilten
verbindlichen Zolltarifauskünfte, die mit dem in dieser
Verordnung festgesetzten Gemeinschaftsrecht nicht über­
einstimmen, können während eines Zeitraums von drei
Monaten gemäß den Bestimmungen des Artikels 12
Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 weiterver­
wendet werden .

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 21 . Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel, den 7. Februar 1996

Für die Kommission

Mario MONTI

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 256 vom 7. 9 . 1987, S. 1 .
(2 ABl . Nr. L 319 vom 30. 12. 1995, S. 1 .

(3) ABl . Nr. L 302 vom 19. 10 . 1992, S. 1 .
4 ABl . Nr. L 253 vom 11 . 10 . 1993, S. 1 .
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ANHANG

Warenbeschreibung Einreihung
KN-Code Begründung

( 1 ) (2) (3)

Luftdruckpistole , aus Kunststoff, mit inneren Vorrich­
tungen und innerem Teil des Laufs aus Metall , zum
Abschuß kleiner Kunststoffkugeln imstande

9304 00 00 Einreihung gemäß der Allgemeinen Vorschrift 1 zur
Auslegung der Kombinierten Nomenklatur und dem
Wortlaut des KN-Codes 9304 00 00

Die Einreihung der Ware in die Position 9304 beruht
insbesondere auf der Tatsache, daß sie wegen ihrer Reich­
weite und ihrer Einschlagkraft Verletzungen verursachen
kann
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VERORDNUNG (EG) Nr. 243/96 DER KOMMISSION
vom 8 . Februar 1996

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21 . Dezember 1994 mit Durchfüh­
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2933/95 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9 . Februar 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8 . Februar 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 337 vom 24. 12 . 1994, S. 66.
p) ABl . Nr. L 307 vom 20 . 12. 1995, S. 21 .
h) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
4 ABl . Nr. L 22 vom 31 . 1 . 1995, S. 1 .
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 8. Februar 1996 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden

Einfuhrpreise

(ECU/100 kg) (ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler
Einfuhrpreis KN-Code Drittland-Code (') Pauschaler

Einfuhrpreis

0702 00 15 052 59,6 0805 20 13, 0805 20 15,
060 80,2 0805 20 17, 0805 20 19 052 38,3

064 59,6 \ 204 68,8

066 41,7
464 99,7

068 62,3
600 90,1

204
624 67,5

68,0
208

999 72ß
44,0

0805 30 20 052 64,7
212 97,0

204 45,8
624 140,3

388 67,5
999 72,5 400 61,7

0707 00 10 052 118,4 512 54,8
053 182,2 520 66,5
060 61,0 524 100,8
066 53,8 528 87,1
068 139,3 600 87,9
204 144,3 624 48,4
624 181,9 999 68,5
999 125,8 0808 10 51 , 0808 10 53,

0709 10 10 220 383,0 0808 10 59 052 64,0

999 383,0 064 78,6

0709 90 73 052 139,0 388 39,2

204 77,5
400 78,1

412 54,2
404 71,0

624
508 68,4241,6
512 51,2

999 128,1
524 57,4

0805 10 01 , 0805 10 05,
5280805 10 09 052 41,9 48,0

204 36,7 624 86,5

208 68,2
728 107,3

212
800 78,046,0
804 21,0

220 47,7
999 65,3

388 40,5
0808 20 31 052 86,3

400 56,0
064 72,5

436 41,6 388 104,7
448 30,3 400 96,0
600 46,5 512 89,7
624 59,8 528 84,1
999 46,8 624 79,0

0805 20 1 1 052 45,8 728 115,4
204 73,1 800 55,8
624 72,4 804 1 12,9

| 999 63,8 \ 999 89,6

(') Nomenklatur der Länder gemäß Verordnung (EG) Nr. 3079/94 der Kommission (ABl . Nr. L 325 vom 17 . 12. 1994, S. 17). Der Code „999" steht für
„Verschiedenes".
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VERORDNUNG (EG) Nr. 244/96 DER KOMMISSION
vom 8 . Februar 1996

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Knoblauch mit Ursprung in China

erteilten Einfuhrlizenzen überschreiten die am 5. Februar
1996 beantragten Mengen die monatliche Höchstmenge
für Februar 1996 . Daher ist festzulegen , in welchem
Umfang für diese Anträge Einfuhrlizenzen erteilt werden
können. Infolgedessen ist die Erteilung von Lizenzen für
Anträge auszusetzen, die nach dem 5. Februar 1996 und
vor dem 5. März 1996 gestellt werden —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates
vom 18 . Mai 1972 über eine gemeinsame Marktorganisa­
tion für Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1363/95 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1153/95 der
Kommission vom 22. Mai 1995 über eine Schutzmaß­
nahme bei der Einfuhr von Knoblauch mit Ursprung in
China (3), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2944/95 (4), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3 ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
In Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1859/93 der
Kommission f), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1 662/94 (6), wird aus Drittländern eingeführter Knoblauch
in der Gemeinschaft nur gegen Vorlage einer Einfuhr­
lizenz zum freien Verkehr abgefertigt.

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1153/95 werden für die zwischen dem 1 . Juni 1995 und
31 . Mai 1996 gestellten Anträge Einfuhrlizenzen für
Knoblauch mit Ursprung in China nur im Rahmen einer
monatlichen Höchstmenge erteilt .

Nach den Kriterien gemäß Artikel 1 Absatz 2 der vorge­
nannten Verordnung und in Anbetracht der bereits

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In Anbetracht der der Kommission am 7. Februar 1996
vorliegenden Informationen werden die am 5. Februar
1996 beantragten Einfuhrlizenzen gemäß Artikel 1 der
Verordnung (EWG) Nr. 1859/93 für Knoblauch des
KN-Codes 0703 20 00 mit Ursprung in China für eine
Menge erteilt, die 0,18904 % der beantragten Menge
entspricht.

Den nach dem 5. Februar 1996 und vor dem 5. März
1996 gestellten Anträgen auf Erteilung einer Einfuhrli­
zenz für die vorgenannten Erzeugnisse wird nicht stattge­
geben .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9 . Februar 1996 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 8 . Februar 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 118 vom 20 . 5 . 1972, S. 1 .
11) ABl . Nr. L 132 vom 16. 6. 1995, S. 8 .
(3) ABl . Nr. L 116 vom 23 . 5. 1995, S. 23 .
(4) ABl . Nr. L 308 vom 21 . 12. 1995, S. 17.
O ABl . Nr. L 170 vom 13. 7. 1993, S. 10 .
(") ABl . Nr. L 176 vom 9. 7. 1994, S. 1 .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS Nr. 1 /96 DES ASSOZIATIONSRATES

zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits
und der Tschechischen Republik andererseits

vom 30. Januar 1996
über den Erlaß der Durchführungsbestimmungen zu den Wettbewerbsregeln in
Artikel 64 Absatz 1 Ziffern i) und ii) und Absatz 2 des Europa-Abkommens zur
Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik andererseits
sowie in Artikel 8 Absatz 1 Ziffern i) und ii) und Absatz 2 des diesem

Abkommen beigefügten Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse

(96/ 133/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechi­
schen Republik andererseits, insbesondere auf Artikel 64
Absatz 3,

gestützt auf das dem Europa-Abkommen beigefügte
Protokoll Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse, insbesondere auf
Artikel 8 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 64 Absatz 3 des Europa-Abkommens erläßt
der Assoziationsrat binnen drei Jahren nach Inkrafttreten
des Abkommens durch Beschluß die erforderlichen
Durchführungsvorschriften zu den Absätzen 1 und 2.
Nach Artikel 8 Absatz 3 des Protokolls Nr. 2 zum
Europa-Abkommen erläßt der Assoziationsrat binnen drei
Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens durch
Beschluß die erforderlichen Durchführungsbestim­
mungen zu den Absätzen 1 und 2 —

BESCHLIESST :

Einziger Artikel

Die im Anhang zu diesem Beschluß enthaltenen Durch­
führungsbestimmungen zu den Wettbewerbsregeln in
Artikel 64 Absatz 1 Ziffern i) und ii) und Absatz 2 des
Europa-Abkommens zur Gründung einer Assoziation
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Repu­
blik andererseits sowie in Artikel 8 Absatz 1 Ziffern i)
und ii) und Absatz 2 des diesem Abkommen beigefügten
Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse werden ange­
nommen .

Geschehen zu Brüssel am 30 . Januar 1996.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

J. ZIELENIEC
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ANHANG

DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZU DEN WETTBEWERBSREGELN FÜR UNTER­
NEHMEN IN ARTIKEL 64 ABSATZ 1 ZIFFERN i) UND ii) UND ABSATZ 2 DES EUROPA­
ABKOMMENS ZUR GRÜNDUNG EINER ASSOZIATION ZWISCHEN DEN EUROPÄ­
ISCHEN GEMEINSCHAFTEN UND IHREN MITGLIEDSTAATEN EINERSEITS UND DER
TSCHECHISCHEN REPUBLIK ANDERERSEITS SOWIE IN ARTIKEL 8 ABSATZ 1 ZIFFERN
i) UND ii) UND ABSATZ 2 DES DIESEM ABKOMMEN BEIGEFÜGTEN PROTOKOLLS Nr. 2

ÜBER EGKS-ERZEUGNISSE

Artikel 1

Allgemeiner Grundsatz

Fälle von Vereinbarungen zwischen Unternehmen, von Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen und
von aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung
des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken , und Fälle der mißbräuchlichen Ausnutzung einer beherr­
schenden Stellung im gesamten Gebiet der Gemeinschaft oder der Tschechischen Republik oder in einem
wesentlichen Teil desselben, durch die der Handel zwischen der Gemeinschaft und der Tschechischen
Republik beeinträchtigt werden kann , werden gemäß den Grundsätzen in Artikel 64 Absätze 1 und 2 des
Europa-Abkommens geregelt.

Diese Fälle werden auf seiten der Gemeinschaft von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
(GD IV) und auf seiten der Tschechischen Republik vom Tschechischen Ministerium für wirtschaftlichen
Wettbewerb (MEC) bearbeitet.

Die Zuständigkeiten der Kommission und des MEC für die Bearbeitung dieser Fälle ergeben sich aus den
bestehenden Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und der Tschechischen Republik, und zwar auch, wenn
diese Vorschriften auf Unternehmen mit Sitz außerhalb des jeweiligen Gebiets angewandt werden .

Die beiden Behörden regeln die Fälle gemäß ihren eigenen materiellen Rechtsvorschriften unter Berücksich­
tigung der nachstehenden Bestimmungen . Bei den einschlägigen materiellen Rechtsvorschriften der
Behörden handelt es sich im Falle der Kommission um die Wettbewerbsregeln des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft sowie des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl einschließlich des abgeleiteten Rechts im Bereich des Wettbewerbs und im Falle des MEC
um das tschechische Wettbewerbsgesetz .

WIRTSCHAFTLICHE VORGÄNGE IM RAHMEN DES EG-VERTRAGS

Artikel 2

Zuständigkeit beider Wettbewerbsbehörden

Fälle nach Artikel 64 des Europa-Abkommens, die sowohl den Gemeinschaftsmarkt als auch den tschechi­
schen Markt berühren können und unter die Zuständigkeit beider Wettbewerbsbehörden fallen können,
werden von der Kommission und dem MEC im Einklang mit diesem Artikel bearbeitet.

2.1 . Notifikation

2.1.1 . Die Wettbewerbsbehörden notifizieren einander die Fälle , die sie bearbeiten, wenn diese nach dem
allgemeinen Grundsatz des Artikels 1 offenb?; auch unter die Zuständigkeit der anderen Behörde
fallen .

2.1.2 . Dies kann insbesondere bei Fällen vorkommen , die

— wettbewerbswidrige Verhaltensweisen im Gebiet der anderen Behörde umfassen ,
— für Durchsetzungsmaßnahmen der anderen Wettbewerbsbehörde von Bedeutung sind,
— Abhilfemaßnahmen umfassen, die ein Tätigwerden im Gebiet der anderen Behörde erfordern oder
verbieten würden .

2.1.3 . Die Notifikation gemäß diesem Artikel umfaßt ausreichende Informationen, damit die Vertragspartei ,
an die die Notifikation ergeht, eine erste Bewertung der Auswirkungen auf ihre Interessen vornehmen
kann . Kopien der Notifikation werden dem Assoziationsrat nach dem Europa-Abkommen regelmäßig
übermittelt.

2.1.4. Die Notifikation erfolgt im voraus so schnell wie möglich und spätestens in einem Stadium der
Untersuchung, das noch so weit von der Annahme einer Regelung oder Entscheidung entfernt ist, daß
Stellungnahmen oder Konsultationen erleichtert werden und die handelnde Behörde die Stellung­
nahme der anderen Behörde berücksichtigen und diejenigen Abhilfemaßnahmen treffen kann , die sie
im Einklang mit ihren eigenen Rechtsvorschriften im fraglichen Fall für durchführbar hält.
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2.2. Konsultation und Grundsatz des guten Einvernehmens

Ist die Kommission oder das MEC der Auffassung, daß wettbewerbswidrige Verhaltensweisen im
Gebiet der anderen Behörde wichtige Interessen der jeweiligen Vertragspartei erheblich beeinträch­
tigen , so kann sie bzw. es um Konsultationen mit der anderen Behörde ersuchen oder die Wett­
bewerbsbehörde der anderen Vertragspartei auffordern, geeignete Verfahren zur Einführung von
Abhilfemaßnahmen im Einklang mit deren Wettbewerbsrecht einzuleiten . Dies berührt nicht
Maßnahmen nach dem Wettbewerbsrecht der ersuchenden Vertragspartei und beschränkt nicht die
volle Freiheit der ersuchten Behörde beim Treffen der endgültigen Entscheidung.

2.3 . Suche nach einer einvernehmlichen Lösung

Die ersuchte Wettbewerbsbehörde prüft die Stellungnahmen und das Tatsachenmaterial der ersu­
chenden Behörde eingehend und wohlwollend, und zwar insbesondere die Art der fraglichen wett­
bewerbswidrigen Verhaltensweisen, der betroffenen Unternehmen sowie der angeblich schädlichen
Auswirkungen auf die wichtigen Interessen der ersuchenden Vertragspartei .

Unbeschadet ihrer Rechte und Pflichten bemühen sich die an den Konsultationen nach diesem
Artikel beteiligten Wettbewerbsbehörden , unter Berücksichtigung der jeweiligen wichtigen Interessen
eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu finden .

Artikel 3

Zuständigkeit einer einzigen Wettbewerbsbehörde

3.1 . Fälle, die gemäß dem Grundsatz des Artikels 1 unter die ausschließliche Zuständigkeit einer einzigen
Wettbewerbsbehörde fallen und wichtige Interessen der anderen Vertragspartei berühren können,
werden gemäß Artikel 2 und unter Berücksichtigung der nachstehenden Grundsätze behandelt.

3.2. Leitet eine der Wettbewerbsbehörden eine Untersuchung oder ein Verfahren in einem Fall ein , der
nach ihrer Ansicht wichtige Interessen der anderen Vertragspartei berührt, so notifiziert die handelnde
Behörde diesen Fall der anderen Behörde, und zwar ohne förmliches Ersuchen der letzteren .

Artikel 4

Ersuchen um Informationen

Stellt die Wettbewerbsbehörde einer Vertragspartei fest, daß ein Fall , der auch oder ausschließlich unter die
Zuständigkeit der anderen Behörde fällt, wichtige Interessen dieser Vertragspartei berührt, so kann sie die
handelnde Behörde um Informationen über diesen Fall ersuchen .

Die handelnde Behörde übermittelt soweit möglich ausreichende Informationen in einem Stadium des
Verfahrens, das noch so weit von der Annahme einer Entscheidung oder Regelung entfernt ist, daß die Stel­
lungnahmen der ersuchenden Behörde berücksichtigt werden können .

Artikel 5

Geheimhaltung und Vertraulichkeit von Informationen

5.1 . Nach Artikel 64 Absatz 7 des Europa-Abkommens ist keine der Wettbewerbsbehörden verpflichtet,
der anderen Behörde Informationen zu übermitteln, deren Preisgabe gegenüber der ersuchenden
Behörde gemäß den Rechtsvorschriften der Behörde, die im Besitz der Informationen ist, verboten
oder mit wichtigen Interessen der Vertragspartei unvereinbar ist, deren Behörde im Besitz der Infor­
mationen ist.

5.2. Jede Behörde wahrt soweit wie möglich die Vertraulichkeit von Informationen, die ihr von der
anderen Behörde vertraulich übermittelt werden .

Artikel 6

Gruppenfreistellungen

Bei der Anwendung von Artikel 64 des Europa-Abkommens gemäß den Artikeln 2 und 3 dieser Durchfüh­
rungsbestimmungen stellen die Wettbewerbsbehörden sicher, daß die Grundsätze der in der Gemeinschaft
geltenden Gruppenfreistellungsverordnungen in vollem Umfang angewendet werden . Das MEC wird über
alle Verfahren im Zusammenhang mit der Annahme, der Aufhebung oder der Änderung von Gruppenfrei­
stellungen durch die Gemeinschaft unterrichtet.

Werden auf tschechischer Seite erhebliche Einwände gegen solche Gruppenfreistellungsverordnungen
erhoben, so finden unter Berücksichtigung der in den Europa-Abkommen vorgesehenen Rechtsangleichung
Konsultationen im Assoziationsrat im Einklang mit Artikel 9 dieser Durchführungsbestimmungen statt.

Dieselben Grundsätze gelten auch bei anderen wesentlichen Veränderungen in der Wettbewerbspolitik der
Gemeinschaft oder der Tschechischen Republik .
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Artikel 7

Fusionskontrolle

Bei Unternehmenszusammenschlüssen, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21 .
Dezember 1989 über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen fallen und erhebliche Auswir­
kungen auf die tschechische Wirtschaft haben, kann das MEC während des Verfahrens unter Berücksichti­
gung der in der Verordnung vorgesehenen Fristen Stellung nehmen . Die Kommission wird diese Stellung­
nahme unbeschadet aller Maßnahmen im Rahmen des jeweiligen Wettbewerbsrechts der Vertragsparteien
gebührend berücksichtigen .

Artikel 8

Vorgänge von geringer Bedeutung
8.1 . Wettbewerbswidrige Vehaltensweisen, deren Auswirkungen auf den Handel zwischen den Vertragspar­

teien oder auf den Wettbewerb unerheblich sind, fallen nicht unter Artikel 64 Absatz 1 des Europa­
Abkommens und sind daher nicht gemäß den Artikeln 2 bis 6 dieser Durchführungsbestimmungen zu
regeln .

8.2. In der Regel wird davon ausgegangen, daß Auswirkungen unerheblich im Sinne von 8.1 sind, wenn
— der gesamte jährliche Umsatz der beteiligten Unternehmen 200 Millionen ECU nicht überschreitet
und

— die Waren oder Dienstleistungen, die Gegenstand der Vereinbarung sind, zusammen mit den
sonstigen Waren oder Dienstleistungen der beteiligten Unternehmen, die von den Verbrauchern
aufgrund ihrer Eigenschaften, ihrer Preise und ihres Verwendungszwecks als gleichartig angesehen
werden, nicht mehr als 5 v. H. des gesamten Marktes für solche Waren oder Dienstleistungen im
Gebiet des von der Vereinbarung betroffenen Gemeinsamen Marktes bzw. des von der Vereinbarung
betroffenen tschechischen Marktes ausmachen .

Artikel 9

Assoziationsrat

9.1 . In den Fällen, in denen die Verfahren nach den Artikeln 2 und 3 nicht zu einer für beide Seiten
annehmbaren Lösung führen, sowie in den anderen ausdrücklich in diesen Durchführungsbestim­
mungen genannten Fällen findet auf Ersuchen einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten nach
diesem Ersuchen ein Meinungsaustausch im Assoziationsrat statt.

9.2. Nach diesem Meinungsaustausch oder nach Ablauf der unter 9.1 genannten Frist kann der Assozia­
tionsrat unbeschadet des Artikels 64 Absatz 6 des Europa-Abkommens geeignete Empfehlungen für die
Regelung dieser Fälle aussprechen . Hat die ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde ihre Stellung­
nahme nicht innerhalb der unter 9.1 genannten Frist übermittelt, so kann der Assoziationsrat diese
Tatsache in den vorgenannten Empehlungen berücksichtigen .

9.3 . Diese Verfahren im Assoziationsrat berühren nicht die Maßnahmen gemäß dem im Gebiet der
Vertragsparteien jeweils geltenden Wettbewerbsrecht.

Artikel 10

Negativer Zuständigkeitskonflikt
Wenn sowohl die Kommission als auch das MEC der Auffassung sind, daß keiner von ihnen für die Bearbei­
tung eines Falles auf der Grundlage ihrer jeweiligen Rechtsvorschriften zuständig ist, findet im Assozia­
tionsrat auf Antrag ein Meinungsaustausch statt. Die Gemeinschaft und die Tschechische Republik bemühen
sich, unter Berücksichtigung der jeweils betroffenen wichtigen Interessen mit Unterstützung des Assozia­
tionsrates, der geeignete Empfehlungen aussprechen kann, eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu
finden ; dies berührt nicht Artikel 64 Absatz 6 des Europa-Abkommens sowie die Rechte der einzelnen
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften gemäß ihren Wettbewerbsregeln .

WIRTSCHAFTLICHE VORGÄNGE IM RAHMEN DES EGKS-VERTRAGES

Artikel 11

Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)
Die Artikel 1 bis 6 sowie 8 bis 10 gelten auch für den Kohle- und Stahlsektor gemäß Protokoll Nr. 2 des
Europa-Abkommens.

Artikel 12

Amtshilfe (Sprachen)
Die Kommission und das MEC treffen praktische Vereinbarungen über die Amtshilfe oder andere geeignete
Lösungen insbesondere im Bereich der Ubersetzungen .
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 16. Januar 1996
zur Änderung der Entscheidung 91/448/EWG betreffend die Leitlinien für die
Einstufung gemäß Artikel 4 der Richtlinie 90/219/EWG des Rates über die
Anwendung genetisch veränderter Mikroorganismen in geschlossenen Systemen

(Text von Bedeutung für den EWR)

(96/ 134/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/219/EWG des Rates vom
23. April 1990 über die Anwendung genetisch veränderter
Mikroorganismen in geschlossenen Systemen ('), geändert
durch die Richtlinie 94/51 /EG (2), insbesondere auf
Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Zur Einhaltung der Richtlinie 90/219/EWG werden
genetisch veränderte Mikroorganismen auf Grund der
Kriterien in Anhang II in zwei Gruppen eingestuft.
Weiterhin ist vorgesehen , daß Leitlinien für solche
Einstufungen weiterhin erstellt werden .

Infolgedessen legte die Kommission mit der Entschei­
dung 91 /448/EWG (3) die Leitlinien für die weitere Ausle­
gung von Anhang II der Richtlinie 90/219/EWG fest .
Die Erfahrungen haben ergeben , daß die Anpassung der
Kriterien zur Einstufung, im Anhang II, an den techni­
schen Fortschritt angemessen ist. Daher ist eine Überar­
beitung der Leitlinien für eine solche Einstufung erfor­
derlich .

Diese Entscheidung ist vom Ausschuß der Vertreter der
Mitgliedstaaten nach dem Verfahren in Artikel 21 der
Richtlinie 90/219/EWG befürwortet worden —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Anhang zur Entscheidung 91 /448/EWG wird durch
den Anhang zu dieser Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 16 . Januar 1996

Für die Kommission

Ritt BJERREGAARD

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 117 vom 8 . 5 . 1990, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 217 vom 18 . 11 . 1994, S. 29 .
3 ABl . Nr. L 239 vom 28 . 8 . 1991 , S. 23 .
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ANHANG

Leitlinien für die Einstufung von genetisch veränderten Mikroorganismen in die Gruppe I nach
Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 90/219/EWG

Zur Einstufung von genetisch veränderten Mikroorganismen in die Gruppe I sollten folgende Leitlinien für
die weitere Auslegung der Kriterien des Anhangs II der Richtlinie 90/219/EWG angewendet werden sowie
für die weitere Ausarbeitung detaillierter Leitlinien für spezifische Fälle durch die zuständige Behörde :

1 . Die Kriterien i) bis iii) betreffen immunokompetente Menschen und gesunde Tiere oder gesunde
Pflanzen.

2. Mit Bezug auf Kriterium i) von Anhang II werden folgende Leitlinien aufgestellt :
a) Bei der Feststellung, ob zu erwarten ist, daß der Empfänger- oder Ausgangsmikroorganismus bei
Tieren oder Pflanzen Krankheiten erregen könnte, sollte die Umgebung in Erwägung gezogen werden,
mit der der Empfänger- oder Ausgangsorganismus in Berührung kommt.

b) Die Gefahr einer Krankheitserregung durch nichtvirulente Stämme von nachgewiesenermaßen patho­
genen Arten könnte als unwahrscheinlich und das Kriterium i) in Anhang II als erfüllt betrachtet
werden, wenn

i) bisher im Labor und/oder in der Industrie negative Auswirkungen des nichtvirulenten Stammes auf
die Gesundheit von Mensch, Tieren oder Pflanzen festgestellt wurden
und/oder

ii) der Stamm hinsichtlich des die virulenten Eigenschaften determinierenden Genmaterials dauerhaft
defizient ist oder stabile Mutationen aufweist, die die Virulenz bekanntermaßen genügend vermin­
dern .

Ist die Beseitigung aller Virulenzdeterminanten aus einem Pathogen nicht wesentlich, so ist
möglichen Toxingenen, durch Plasmide oder Phagen getragenen Virulenzdeterminanten und
schädlichen weiteren Agenden besondere Beachtung zu schenken . In solchen Fällen ist eine fall­
weise Beurteilung notwendig.

3 . Mit Bezug auf Kriterium ii) von Anhang II werden folgende Leitlinien aufgestellt :
a) Vektoren/Inserts sollten keine Gene enthalten , die ein aktives Protein oder ein Transcript (z . B. Viru­
lenzdeterminanten, Toxine usw.) in einer Menge und Form exprimieren , die in dem genetisch verän­
derten Mikroorganismus einen Phänotyp hervorrufen , von dem zu erwarten ist, daß er in Menschen ,
Tieren oder Pflanzen Krankheiten erregen kann .

Wenn Vektor/Insert Sequenzen enthalten, die in der Expression schädlicher Merkmale bei gewissen
Mikroorganismen involviert sind, aber nicht den genetisch veränderten Mikroorganismus mit einem
Phänotyp ausstatten, von dem zu erwarten ist, daß er bei Menschen, Tieren oder Pflanzen Krankheiten
erregen oder schädliche Auswirkungen auf die Umwelt haben könnte, so sollten Vektor/ Insert auf
jeden Fall nicht selbstübertragbar und wenig mobilisierbar sein .

b) Für Arbeitsgänge vom Typ B sollte besondere Überlegung beim nachfolgenden gemacht werden :
— Vektoren sollten nicht selbstübertragbar sein oder funktionelle Transposon-Sequenzen enthalten,
und sie sollten wenig mobilisierbar sein .

— Bei der Feststellung, ob zu erwarten ist, daß Vektor/Insert die genetisch veränderten Mikroorga­
nismen mit einem Phänotyp ausstatten, der in Menschen, Tieren oder Pflanzen Krankheiten
erregen oder schädliche Auswirkungen auf die Umwelt haben könnte, ist es wichtig sicherzustellen,
daß Vektor/Insert ausreichend beschrieben oder ihre Größe so weit als möglich auf die für die
beabsichtigte Funktion erforderliche Gensequenz beschränkt ist.

4 . Mit Bezug auf Kriterium iii ) von Anhang II werden folgende Leitlinien aufgestellt :
a) Bei der Feststellung, ob zu erwarten ist, daß der genetisch veränderte Mikroorganismus bei Tieren oder
Pflanzen Krankheiten erregen oder die Umwelt schädigen könnte, sollte die Umgebung in Erwägung
gezogen werden, mit der der genetisch veränderte Mikroorganismus wahrscheinlich in Berührung
kommt.

b) Für Arbeitsgänge vom Typ B, als Zusatz zu Kriterium iii), sollten folgende Überlegungen angestellt
werden :

— Der genetisch veränderte Mikroorganismus sollte keine Resistenz-Marker auf Mikroorganismen
übertragen , wenn dadurch die Behandlung einer Krankheit beeinträchtigt werden könnte .

— Der genetisch veränderte Mikroorganismus sollte in der industriellen Anwendung ebenso sicher
sein wie die Empfänger- oder Ausgangsmikroorganismen oder Eigenschaften haben, die das Uber­
leben und den Gentransfer einschränken .
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c) Andere genetisch veränderte Mikroorganismen, die in die Gruppe I aufgenommen werden könnten ,
wenn sie keine umweltschädigenden Eigenschaften haben und den Bedingungen in Anhang II Krite­
rium i) entsprechen, sind diejenigen, die vollständig aus einem einzigen Prokaryonten-Empfänger
(einschließlich der in ihm enthaltenen Plasmide, Transposons und Viren) oder einem einzigen Eukary­
onten-Empfänger (einschließlich seiner Chloroplasten, Mitochondrien, Plasmide, jedoch ausschließlich
Viren) aufgebaut sind oder vollständig aus Gensequenzen verschiedener Arten bestehen , die diese
Sequenzen nach bekannten physiologischen Prozessen austauschen .
Bevor diese genetisch veränderten Mikroorganismen in die Gruppe I eingestuft werden, ist zu erwägen,
ob sie auf Grund von Anhang IB Absatz 4 vom Geltungsbereich der Richtlinie auszuschließen sind ;
hierbei ist zu beachten, daß Selbstklonierung die Entfernung von Nucleinsäure aus einer Zelle eines
Organismus und anschließend die ganze oder teilweise Wiedereinführung dieser Nucleinsäure mit
oder ohne weitergehende enzymatisch-chemische oder mechanische Vorgänge in den gleichen Zelltyp
(oder Zellinie) oder Zellen von phylogenetisch eng verwandten Arten bedeutet, die Genmaterial mit
der Donorart auf natürliche Weise austauschen können .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 23 . Januar 1996
betreffend die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3877/86 des Rates in den
fünf ersten Arbeitstagen des Monats Januar 1996 beantragten Einfuhrlizenzen

für Basmati-Reis

(96/ 135/EG)

Monats Januar 1996 erzielten Notierungen für Basmati­
Reis haben ergeben , daß die Lizenzen für die gesamten
beantragten Mengen erteilt werden können —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Aufgrund der im Rahmen der Verordnung (EWG)
Nr. 3877/86 in den ersten fünf Arbeitstagen des
Monats Januar 1996 gestellten Einfuhrlizenzanträge für
Basmati-Reis des KN-Codes 1006, die Gegenstand der
Mitteilung an die Kommission gemäß Artikel 7 der
Verordnung (EWG) Nr. 81 /92 waren, kann den jeweiligen
Einfuhrlizenzen vollständig stattgegeben werden .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3877/86 des Rates
vom 16. Dezember 1986 über die Einfuhren der Reissorte
„aromatisierter langkörniger Basmati" ('), geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 3130/91 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 81 /92 der
Kommission vom 15. Januar 1992 zur Durchführung der
Verordnung (EWG) Nr. 3877/86 des Rates über die
Einfuhren der Reissorte „aromatisierter langkörniger
Basmati" (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 2123/95 (4), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 81 /92 teilt die Kommission den Mitgliedstaaten
innerhalb von dreizehn Tagen nach Ablauf der Frist für
die Einreichung der Lizenzanträge folgendes mit :
— daß Lizenzen für alle beantragten Mengen erteilt
werden können

oder

— den einheitlichen Prozentsatz, um den diese Mengen
zu kürzen sind,
oder

— daß die Voraussetzungen für die Anwendung des
ermäßigten Zolls nicht erfüllt sind .

Der Vergleich der beantragten mit den verfügbaren
Mengen sowie die in den ersten fünf Arbeitstagen des

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 23 . Januar 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 361 vom 20 . 12 . 1986, S. 1 .
f2) ABl . Nr. L 297 vom 29. 10 . 1991 , S. 1 .
( 3) ABl . Nr. L 10 vom 16. 1 . 1992, S. 9 .
(4) ABl . Nr. L 212 vom 7. 9 . 1995, S. 8 .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 26. Januar 1996
zur Änderung bestimmter Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 55/87 zur Festlegung der Liste der Schiffe mit einer Länge über alles
von mehr als acht Metern, die in bestimmten Küstengebieten der Gemeinschaft

mit Baumkurren fischen dürfen

(96/ 136/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3094/86 des Rates
vom 7. Oktober 1986 über technische Maßnahmen zur
Erhaltung der Fischbestände ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 3071 /95 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 55/87 der
Kommission vom 30 . Dezember 1986 zur Festlegung der
Liste der Schiffe mit einer Länge über alles von mehr als
acht Metern, die in bestimmten Küstengebieten der
Gemeinschaft mit Baumkurren fischen dürfen (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3410/93 (4),
insbesondere auf Artikel 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Regierung des betroffenen Mitgliedstaats hat Ände­
rungen zu den Angaben in der Liste gemäß Artikel 9
Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr.
3094/86 beantragt. Diese Anträge enthalten sämtliche
Angaben , die die Anträge gemäß Artikel 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 55/87 rechtfertigen . Die Prüfung dieser

Angaben hat ergeben, daß sie mit der vorgenannten
Vorschrift übereinstimmen . Daher sind die Angaben in
der Liste des Anhangs der genannten Verordnung zu
ändern —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Angaben in der Liste des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 55/87 werden entsprechend dem Anhang
dieser Entscheidung geändert.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 26. Januar 1996

Für die Kommission

Emma BONINO

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 288 vom 11 . 10 . 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 329 vom 30 . 12. 1995, S. 14.
(3) ABl . Nr. L 8 vom 10 . 1 . 1987, S. 1 .
4) ABl . Nr. L 310 vom 14. 12 . 1993, S. 27.
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ANEXO — BILAG — ANHANG — IJAPAPTHMA — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO — BIJLAGE — ANEXO —
LIITE — BILAGA

A. Datos que se retiran de la lista — Oplysninger, der skal slettes i listen — Aus der Liste herauszuneh­
mende Angaben — Exoixcia που διαγάφονται an6 TOV κατάλογο — Information to be deleted from
the list — Renseignements å retirer de la liste — Dati da togliere dall'elenco — Inlichtingen te
schrappen uit de lijst — Informações a retirar da lista — Luettelosta poistettavat tiedot — Uppgifter
som skall tas bort från förteckningen

1 2 3 4 5

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / TEPMANIA / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

DOR 10 Wangerland I DCVZ Dorum I 175

B. Datos que se anaden a la lista — Oplysninger, der skal anferes i listen — In die Liste hinzuzufügende
Angaben — Στοιχεία not) προστίθενται στον κατάλογο — Information to be added to the list —
Renseignements a ajouter å la liste — Dati da aggiungere all'elenco — Inlichtingen toe te voegen aan
de lijst — Informações a aditar å lista — Luetteloon lisättävät tiedot — Uppgifter som skall läggas
till i förteckningen

1 2 3 4 5

ALEMANIA / TYSKLAND / DEUTSCHLAND / TEPMANIA / GERMANY / ALLEMAGNE / GERMANIA /
DUITSLAND / ALEMANHA / SAKSA / TYSKLAND

HAR 10 Wangerland I DCVZ Harlesiel 175
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 29. Januar 1996
zur Änderung der Entscheidung 94/86/EG über das Verzeichnis der Drittländer,

aus denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Wildfleisch zulassen
(Text von Bedeutung für den EWR)

(96/ 137/EG)

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Teil I des Anhangs der Entscheidung 94/86/EG erhält
folgende Fassung :

„TEIL I

Verzeichnis der Länder, aus denen die Mitglied­
staaten die Einfuhr von Federwild zulassen :

— Verzeichnis der Drittländer, aus denen die Mitglied­
staaten die Einfuhr von frischem Geflügelfleisch
gemäß der Entscheidung 94/85/EG der Kommis­
sion 0 zulassen ,

— Grönland,
— Tunesien .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 92/45/EWG des Rates vom 16.
Juni 1992 zur Regelung der gesundheitlichen und tier­
seuchenrechtlichen Fragen beim Erlegen von Wild und
bei der Vermarktung von Wildfleisch ('), zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Österreichs, Finnlands
und Schwedens, insbesondere auf Artikel 16 Absätze 2
und 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In der Entscheidung 94/86/EG der Kommission (2) ist das
vorläufige Verzeichnis der Drittländer festgelegt, aus
denen die Einfuhr von Wildfleisch zugelassen ist.

Eine Anpassung der Entscheidung 94/86/EG ist erfor­
derlich geworden, um die Änderungen der Rechtsvor­
schriften der Gemeinschaft zu berücksichtigen, auf die
sich die Entscheidung bezieht.

Von Tunesien sind weitere schriftliche Garantien einge­
gangen . Die Prüfung dieser Garantien hat gezeigt, daß
dieses Land die Anforderungen der Gemeinschaft erfüllt.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär­
ausschusses —

O ABl . Nr. L 44 vom 17. 2. 1994, S. 31 ."

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel , den 29 . Januar 1996

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 268 vom 14. 9 . 1992, S. 35 .
M ABl . Nr. L 44 vom 17. 2. 1994, S. 33 .
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